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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

mit der Einführung des Wahlrechts ab 16 dürfen beim Volksentscheid am  
22. September erstmals auch alle 16-jährigen Schülerinnen und Schüler mit 
abstimmen. 

Diese Neuregelung verändert insbesondere den Politikunterricht in den 
Klassenstufen 8 bis 10 der Gymnasien und Stadtteilschulen und betrifft na-
türlich auch die Oberstufen aller Schulformen. Erstmals haben Sie in Ihren 
Lerngruppen in der Sekundarstufe I nicht nur zukünftige Wählerinnen und 
Wähler, sondern überwiegend tatsächlich Wahlberechtigte sitzen. Zugleich 
sind alle Schülerinnen und Schüler in den Oberstufen wahlberechtigt.

Daher gilt es nun, alle Wahlberechtigten über ihre Rechte zu informieren 
und insbesondere zu motivieren, sich mit den Inhalten des Volksentscheides 
zu beschäftigen. Damit können sich die Schülerinnen und Schüler am  
22. September entscheiden – und auch zukünftig ihre Wahlentscheidungen 
aktiv treffen, so bei den Wahlen zu den Bezirksversammlungen 2014 und den 
Bürgerschaftswahlen 2015.

Ihr „Sofortpaket“:
Zu Ihrer Unterstützung hat das Referat Gesellschaft des Landesinstituts für 
Lehrerbildung und Schulentwicklung daher ein „Sofortpaket“ zusammen-
gestellt, das insbesondere für eine kurzfristig notwendige Vorbereitung 
des Volksentscheides am 22. September, z.B. in Form von ein oder zwei 
Doppelstunden, hilfreich sein kann:

�� Zum Volksentscheid am 22. September finden Sie in der Anlage 1 Ma-
terialien mit Aufgabenbeispielen und Lösungshinweisen zur Erschließung 
zum Thema „Volksentscheid zum Rückkauf der Energienetze“, die sowohl 
für den Einsatz in der Sekundarstufe I als auch in der Sekundarstufe II ge-
eignet sind. Zu den Aufgabenbeispielen auf unterschiedlichen Niveaustufen 
gibt es jeweils Lösungshinweise. Aus Urheberrechtsschutzgründen dürfen 
wir die zugrunde liegenden Materialien nicht mit verschicken und müssen 
uns auf die mit dem Stand vom 4. Juni 2013 geprüften Links beschränken.  

�� Das Wahlrecht ab 16 ist ein bundes- und europaweit (z.B. in Österreich) 
diskutiertes und in einigen Bundesländern auch realisiertes Vorhaben. Ein 
Blick auf Inhalte, aber auch auf konkrete Unterrichtsvorschläge ermöglicht 
eine Linkliste zum Thema „Wahlrecht ab 16“ in der Anlage 2.  

�� Die Landeszentrale für politische Bildung hat eine Broschüre zum 
Volksentscheid am 22. September erstellt („Wahlrecht ab 16 Jahren 
– Am 22. September 2013 können Sie erstmals mitentscheiden: Beim 
Volksentscheid zum Rückkauf der Energienetze in Hamburg“), die unmittel-
bar nach den Sommerferien in hoher Stückzahl an alle Schulen verschickt 
wird. Eine Lehrerinformation zum Einsatz dieser Broschüre im Unterricht 
(mit Aufgabenvorschlägen) finden Sie in der Anlage 3. 

�� Auch zum Thema „Neues Wahlrecht ab 16 Jahren – zu Bürgerschafts- 
und Bezirksversammlungswahlen und bei Abstimmungen an Volks- und 
Bürgerentscheiden“ hat die Landeszentrale für politische Bildung eine Bro-
schüre entwickelt, die nach den Sommerferien an alle weiterführenden 
Schulen verschickt wird. Eine weitere Lehrerinformation zum Einsatz dieser 
Broschüre im Unterricht (mit Aufgabenvorschlägen) finden Sie in Anlage 4. 

Vorwort
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�� In der Anlage 5 haben wir drei Beispiele konkreter Unterrichtsmaterialen 
zusammengestellt, die uns freundlicherweise vom Buchner-Verlag zur 
Verfügung gestellt wurden. Sie können – mit Ausnahme der beiden Praxis-
Politik-Artikel – diese Materialien auf der LI-Homepage (Fächer/PGW oder 
Fächer/Gesellschaft) herunterladen (http://li.hamburg.de/pgw oder http://
li.hamburg.de/faecher-lernbereiche/gesellschaft). 

�� Außerdem können Sie auf der LI-Homepage (Fächer/PGW oder Fächer/  
Gesellschaft) auch einen konkreten Unterrichtsvorschlag für die Klassen-
stufen 9 oder 10 in Form einer Pro-Contra-Diskussion zum Wahlrecht ab 
16, die in einem Gruppenpuzzle vorbereitet wird, herunterladen. Diesen 
Vorschlag für eine Doppelstunde hat Dr. Ulf Saballus (Gymnasium Farmsen) 
ausgearbeitet und zur Verfügung gestellt.  

�� Für alle Erstwählerinnen und Erstwähler zu den Bundestagswahlen 
wird die Landeszentrale für politische Bildung über die Schulen eine mit 
Informationen zur Bundestagswahl bedruckte Sammelmappe verschicken, 
die z.B. für Portfolioarbeiten genutzt werden kann. 

In Vorbereitung:
�� Die Landeszentrale für politische Bildung bereitet eine jugendaffine 

Informationsbroschüre zum Wahlrecht für die Bürgerschaftswahl vor, die 
zum Teil auch für die Wahlen zu den Bezirksversammlungen verwendet wer-
den kann. Diese Broschüre wird Ende 2013 an alle weiterführenden Schulen 
verschickt werden; gleichzeitig wird es von Seiten des Landesinstituts 
Hinweise zum Unterrichtseinsatz und entsprechende Fortbildungen geben.  

�� In Zusammenarbeit mit der Bürgerschaftskanzlei werden außerdem 
konkrete Unterrichtsmaterialien zur Arbeit der Bürgerschaft bzw. von 
Bürgerschaftsabgeordneten/innen erstellt. Diese Unterrichtsmaterialien sol-
len direkt an Gymnasien und Stadtteilschulen einsetzbar sein und insbeson-
dere Differenzierungen ermöglichen. Wir gehen davon aus, dass die ent-
sprechenden Materialien spätestens Anfang 2014 vorliegen. Auch zu diesen 
Materialien wird es Hinweise zum Unterrichtseinsatz geben, und es werden 
konkrete Fortbildung angeboten.

Aktuelle Fortbildungsangebote:
Nach den Sommerferien werden zu Ihrer Unterstützung spezifische Fortbil-
dungen am Landesinstitut angeboten. Für die folgenden Fortbildungen im er-
sten Halbjahr 2013/14 können Sie sich bereits anmelden. Im zweiten Halbjahr 
wird es weitere Angebote, insbesondere zur Vorbereitung der Wahlen zu den 
Bezirksversammlungen im Mai 2014 geben. Auch auf der nächsten Fach- 
tagung Geschichte/PGW/Gesellschaft am 16. Mai 2014 wird das Thema „Wahl-
recht ab 16“ eine besondere Bedeutung haben – passend dazu wird Prof. Dr. 
Andreas Petrik den Eröffnungsvortrag halten.

Bundestagswahlen – Volksentscheid ab 16 ... schon in Klasse 5/6? 
Rahmenplan Kinderrechte (TIS 1314P1801) 
Moderation: Ramses Michael Oueslati
Termin: Di. 13.08.13, 16:00 –19:00, Ort: LI, FD 3 oder WS 29 
Die Bundestagswahlen am 22. September und der Volksentscheid, bei dem in 
Hamburg erstmals sogar 16-Jährige mitstimmen dürfen, sollten im Unterricht 
thematisiert werden. Doch das ist sowohl aus zeitlichen als auch didaktischen 
Gründen leichter gesagt als getan. Eine lebensweltliche Verbindung mit dem 
Rahmenplan Kinderrechte wäre hier also eine Möglichkeit. Doch wie soll das 
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in 5/6 gelingen? Und werden die Wahlen nicht auch zu früh angegangen? 
Studien der Politikdidaktik zeigen, dass echte politische Handlungskompetenz 
nur dann entsteht, wenn früh angefangen wird und diese in der Schule täg-
lich erworben wird. Ausgehend vom Wissensstand der Schülerinnen und 
Schüler, den sie über Wahlplakate, Fernsehspots oder Schlagzeilen am 
Zeitungskiosk gewonnen haben, werden Wissensstände reflektiert und erste 
multiperspektivische Kompetenzen entlang der Parteienlandschaft oder einem 
Volksentscheid erworben. Entlang der Interessen von Kindern wiederum wird 
auch das Potential der Partizipationskompetenzen im Elternhaus, im Unterricht 
und in der Schule ausgelotet, so dass sich Demokratiekompetenzen vor allem 
an einem „lebendigen Demokratiebegriff“ orientieren. Selbstentwickelte 
und erprobte Unterrichtsmaterialien werden gereicht und der Aufbau einer 
Unterrichteinheit vorgestellt. Darüber hinaus werden aus den zahlreich be-
reits vorhandenen Materialien diejenigen vorgestellt, die sich von dröger 
Institutionenkunde abgrenzen. Auch Materialien, die für den Volksentscheid 
ab 16 relevant sind, werden gezeigt.

Fachforum PGW (Sek. I / II) Schwerpunkt: Wahlrecht ab 16 
(TIS 1314X2901)
Moderation: Stephan Benzmann, Dr. Helge Schröder
Termin: Do. 12.09.13, 16:00 –19:00, Ort: LI, FD 3 oder WS 29 
Das Fachforum PGW dient dem kollegialen Austausch, der Information 
und Diskussion neuer Entwicklungen, einschließlich der Weitergabe von 
Anregungen für den Unterricht. Ein besonderer Schwerpunkt dieses 
Fachforums ist das geplante Wahlrecht ab 16, das von Schüler/innen be-
reits beim Volksentscheid am 18. September wahrgenommen werden 
kann. Stephan Benzmann (Gymnasium Eppendorf) wird konkret vorstellen, 
wie er seine Schülerinnen und Schüler auf ihre erste Chance einer aktiven 
Beteiligung an Wahlen vorbereitet.

Fachforum Gesellschaftswissenschaften  
(TIS 1314P1401) 
Moderation: Ramses Michael Oueslati 
Termin: Di. 19.11.13, 16:30 –18:30, Ort: LI, FD 3 oder WS 29

Für konkrete Fragen stehen wir gerne telefonisch oder per E-Mail zur Verfügung! 
Diese Handreichung mit allen Hinweisen und Materialien (Ausnahme: die bei-
den Artikel aus „Praxis Politik“) können Sie unter http://li.hamburg.de/pgw oder 
http://li.hamburg.de/faecher-lernbereiche/gesellschaft herunterladen, bzw. es 
finden sich dort die entsprechenden Links.

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Information und Vorbereitung Ihrer 
Schülerinnen und Schüler – und einen guten Start in das Schuljahr 2013/14!

Kurt Edler
Ramses Michael Oueslati
Dr. Helge Schröder
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Anlage 1: Materialien mit Aufgabenbeispielen und 
Lösungshinweisen zur Erschließung zum Thema „Volksentscheid 
zum Rückkauf der Energienetze“

Hinweise zum möglichen Unterrichtseinsatz:
Die folgende Übersicht stellt eine Auflistung von Links mit Aufgabenbeispielen 
zum Thema „Rückkauf der Energienetze?“ dar. Die einzelnen Materialien sind 
im Internet zugänglich (Stand: 23.5.2013) und dürfen aus rechtlichen Gründen 
nicht als PDF mitverschickt werden. 

Ein konkreter Einsatz im Unterricht kann sich an der folgenden Systematik ori-
entieren:
�� Die Basisinformationen eignen sich insbesondere für Einstiegsphasen 

und 	können z.B. in Gruppen oder im Klassengespräch bearbeitet werden. 

�� Die Hintergründe können je nach Kenntnisstand der Lerngruppe in 
Teilen oder vollständig bearbeitet werden. Da das Anforderungsniveau von 
Hintergrund I über Hintergrund II zu Hintergrund III bewusst sinkend gestal-
tet wurde, können Sie daher auch gezielt nach dem Leistungstand der jewei-
ligen Lerngruppe oder einzelner Schülerinnen und Schüler (SuS) differenzieren. 

�� Die Pro- und Kontraargumente sollten allen SuS bekannt sein, da 
sie zum eigenen Urteilsprozess beitragen. Zur Bearbeitung wird ein 
Gruppenpuzzle vorgeschlagen. Es erfolgt eine Auswahl von Positionen der 
beteiligten gesellschaftlichen Gruppen. Mit den in der Bürgerschaft vertre-
tenen Parteien, den derzeitigen Betreibern der Netze sowie zweier Initiativen 
werden wesentliche Beteiligte vorgestellt. Es gibt jedoch weitere Gruppen 
wie z.B. die Kirchen, die Handelskammer etc. Diese könnten von den 
Schülerinnen und Schülern recherchiert werden.  

�� Um die Meinungsbildung der Schülerinnen und Schüler abschließend 
zu fördern, schlagen wir eine Fishbowl-Diskussion als möglichen Abschluss 
der kurzen Unterrichtseinheit vor.

Die Materialien und Arbeitshinweise können selbstverständlich auch ge-
trennt eingesetzt werden. Die Stichworte in Klammern sind Hinweise und 
Vorschläge zu Differenzierungen. 

Hinweis zu den Quellen: Diese Seiten enthalten Verlinkungen zu Internetseiten 
Dritter („externe Links“). Diese Internetseiten unterliegen der Haftung der 
jeweiligen Betreiber. Der Verfasser hat keinen Einfluss auf die zukünftige 
Gestaltung und sich dann ggf. verändernder Inhalte der verlinkten Seiten. Das 
Verlinken bedeutet nicht, dass sich der Verfasser die hinter dem Link liegen-
den Inhalte zu Eigen macht. Die Rechte an den Inhalten verbleiben bei den 
Urhebern. 

Stephan Benzmann/Dr. Helge Schröder
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1 Basisinformation (alle Niveaustufen)

Volksentscheid über Netze. Blick ins Jahr 2013

Aufgaben: 
1.	 Fasse zusammen, worum es bei dem Volksentscheid geht. (M1)
2.	 Erstellt in der Klasse eine Liste mit Fragen, die sich beim Lesen des  
	 Textes ergeben haben. Die Fragen können sich auf Begriffe, einzelne 
	 Themen beziehen oder auch allgemeiner Art sein.
3.	 Stimmt ab, ob Ihr für einen Rückkauf der Hamburger Energienetze seid 
	 oder nicht. 
4.	 Diskutiert abschließend, was Ihr benötigt, um die Frage kompetenter zu  
	 beantworten und vervollständigt damit Eure Fragenliste. 

Lösungshinweise:
1.	 Die SuS arbeiten aus dem Text heraus, dass in Hamburg am 22.09.2013 
	 zu der Frage, ob die Stadt die Energienetze zurückkaufen soll, im 
	 Rahmen eines Volksentscheides abgestimmt wird. Die SPD hat bereits  
	 einen Rückkauf von 25,1 % beschlossen und die Energieunternehmen 
	 haben sich im Gegenzug zu Investitionen in Höhe von 1,6 Mrd. Euro  
	 verpflichtet. Die SuS fragen z.B.:
		   Was bedeutet Energiewende?
		   Was sind die Energienetze? Welche Funktionen haben sie?
		   Warum ist die SPD für einen Rückkauf von nur 25,1 %?
		   Was sind die Positionen der anderen Parteien?
		   Was kostet der Rückkauf?
2. 	 Die Fragen könnten in Gruppen erarbeitet und dann an der Tafel  
	 zusammengetragen werden. 
3. 	 Das Ergebnis sollte notiert werden, damit es am Ende reflektiert  
	 werden kann. 
4.	 Den meisten SuS wird wahrscheinlich bewusst, dass sie mehr  
	 Informationen benötigen. Sie könnten dann z.B. die Frage ergänzen: 
	 Woher bekommen wir gute Informationen?

M1 Volksentscheide über Netze (Welt am Sonntag, 30.12.12)
www.welt.de/print/wams/hamburg/article112300936/Volksentscheid-ueber-
Netze.html
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2 Hintergründe
Hinweis: Die Bearbeitung der jeweiligen Hintergründe könnte arbeitsteilig gestaltet wer-
den. Die Ergebnisse könnten in Form von Handouts und/oder Vorträgen geteilt werden. 

2.1 Hintergrund I (mittleres Niveau mit Expertenaufgabe)

Aufgabe:
1. 	 Entwirf ein Schaubild, auf dem die einzelnen in §50 genannten Schritte
	 bis hin zu einem Volksentscheid dargestellt werden. (M2)

Lösungshinweis:
Die SuS vertiefen ihre Kompetenzen im Umgang mit Gesetzestexten. Sie arbei-
ten aus dem Text die Stufen heraus: 1. Volksinitiative (10.000 Unterschriften, 
Beschäftigung der Bürgerschaft mit den Anliegen), 2. Volksbegehren (Unter-
schriften von 5 % der Wahlberechtigten, erneutes Beschäftigen der Bürger-
schaft mit dem Anliegen), 3. Volksentscheid. 

Aufgabe
1. 	 Entwirf auf der Basis des Textes ein Schaubild, auf dem die einzelnen 
	 Schritte bis hin zu einem Volksentscheid dargestellt werden. (M3)

Lösungshinweise
Die SuS arbeiten aus dem Text die Stufen heraus: 1. Volksinitiative (10.000 
Unterschriften, Beschäftigung der Bürgerschaft mit den Anliegen), 2. Volks-
begehren (Unterschriften von 5% der Wahlberechtigten, erneutes Beschäftigen 
der Bürgerschaft mit dem Anliegen), 3. Volksentscheid.

Wie kommen in Hamburg Volksentscheide zustande? (Für Experten)
M2 Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg:
www. landesrecht .hamburg .de / jpor ta l /por ta l /page /bshaprod .
psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-VerfHArahmen&doc.part=X&doc.
origin=bs&st=lr

Wie kommen in Hamburg Volksentscheide zustande? 
(Alternative für grundlegendes Niveau)
M3 Behörde für Inneres und Sport: Volksabstimmungen in Hamburg
www.hamburg.de/wahlen/volksabstimmungen
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Aufgabe:
Stelle in einer Zeitliste die Abfolge des Zustandekommens des Volksent-
scheides zum Rückkauf der Hamburger Energienetze dar. (M4-M6)

Lösungshinweis
Die SuS stellen folgende Daten dar:
	  20.08.2010, die Initiative „Unser Hamburg – Unser Netz“ reicht 
	   	 17.000 Unterschriften bei der Bürgerschaft ein  Volksinitiative ist 
	   	 erfolgreich. 
	  Die Bürgerschaft kann sich bis zum 15.12.2011 dem Volksbegehren
	  	 anschließen, tut dies aber nicht.
	  Die Initiative beantragt am 20. 01.2011 ein Volksbegehren
	  Die Initiative sammelt im Juni 2011 ca. 114.000 Unterschriften
     		   Volksbegehren erfolgreich. 
	  Die Bürgerschaft schließt sich dem Volksbegehren nicht an. 
	  Die Initiative beantragt am 06.01.2012 einen Volksentscheid.

2.2 Hintergrund II (mittleres Niveau)

Aufgaben
1. 	 a) Informiere Dich über den Begriff Konzessionsvertrag. Erkläre 
	     anschließend Deinem Sitznachbarn, was man darunter versteht. (M7)
   	 b) Erläutere, welche aktuelle Entwicklung es beim Hamburger  
		  Stromnetz gibt. (M8)

Wie kam es zum Volksentscheid am 22. September 2013?
M4 „Unser Hamburg – Unser Netz“: 17.726 für Rekommunalisierung (Altona-
Info ohne Datum)
www.altona.info/2010/08/20/unser-hamburg-unser-netz-17-726-fur-rekom-
munalisierung/

M5 „Volksbegehren erhält genügend Unterschriften“ (Die Welt vom 22.6.11)
www.welt.de/regionales/hamburg/article13445201/Volksbegehren-erhaelt-
genuegend-Unterschriften.html

M6 „Unser Hamburg – Unser Netz beantragt Volksentscheid um Energie-
netze“ (Altona-Info ohne Datum)
www.altona.info/2012/01/10/volksentscheid-um-die-energienetze-der-initia-
tive-unser-hamburg-unser-netz-beantragt

Die Hamburger Energienetze
M7 Definition von Konzessionsvertrag
http://de.wikipedia.org/wiki/Konzessionsvertrag 

M8 Öffentliche Ausschreibung zur Konzessionsvergabe
www.hamburg.de/bekanntmachungen/3724476/konzessionierungsverfah-
ren.html
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Lösungshinweise:
Die SuS erklären, dass es bei der Vergabe von Konzessionen um die zeitlich 
befristete Übertragung eines Energienetzes und das Recht geht, als Netz-
betreiber öffentliche Plätze und Wege zur Betreibung der Netze zu nutzen. 
Die SuS erläutern, dass die Stadt die Konzession für die Stromnetze ausge-
schrieben hat, da diese Ende 2014 ausläuft und deshalb neu vergeben wird, 
wobei auch der aktuelle Betreiber den Zuschlag erhalten kann. 

2.3 Hintergrund III (grundlegendes Niveau mit Expertenaufgabe)

Aufgaben:
1. 	 Erläutere in eigenen Worten, was unter Energiewende zu verstehen 
 	 ist. (M9)
2. 	 Arbeite aus dem Text heraus, welche konkreten Ziele sich der Hamburger 
	 Senat gesetzt hat. (M10) (Für Experten)

Lösungshinweise:
1. 	 Die SuS erläutern, dass unter Energiewende die Abkehr von fossilen  
	 Energieträgern wie Erdöl, Erdgas, Kohle und der Kernenergie zu  
	 verstehen Ist. Künftig sollen diese durch erneuerbare Energien,  
	 insbesondere Energien aus Wind-, Solar- und Wasserkraft, ersetzt  
	 werden.

2. 	 Die SuS stellen dar, dass der Senat seine Ziele unter den Begriffen 
	 a) mehr Energieeffizienz (Senkung des Verbrauchs), b) Zukunftsfähige 
	 Netze (Ausrichtung der Netze auf neue Kraftwerke) und c) Ausbau 
	 erneuerbarer Energien (Erschließung neuer, d.h. grüner Energiequellen) 
	 zusammenfasst.

Was ist die Energiewende?
M9 Definition des Begriffs „Energiewende“
www.bpb.de/nachschlagen/lexika/lexikon-der-wirtschaft/159947/energie-
wende

M10 Planungen des Senats zur Energiewende (Für Experten)
www.hamburg.de/energiewende/energiewende-in-hamburg/3737996/ham-
burger-energiewende.html
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Pro- und Kontraargumente (alle Niveaustufen mit Expertenaufgabe)

Hinweis: Zur Bearbeitung der einzelnen Argumente wird hier ein Gruppenpuzzle vor-
geschlagen, da hier durch den Lehr-Lerneffekt ein hoher Grad an Verbindlichkeit und 
Motivation entsteht (siehe unten: Zur Durchführung ...).

Aufgaben für die jeweiligen Gruppenmitglieder
1. 	 Arbeitet aus den jeweiligen Texten in Gruppen die Positionen heraus. 
2. 	 Ordnet den einzelnen Argumenten Themen zu, die Ihr an den Rand 
	 schreibt.
3. 	 Stellt anschließend Eure Ergebnisse den Mitschülern vor, die jeweils 
	 andere Themen bearbeitet haben. Haltet deren vorgestellte Argumente 
	 in einer Tabelle fest. 

Lösungshinweise
Die SuS arbeiten aus dem Texten heraus, dass die Initiative „Unser Hamburg 
– Unser Netz“, Die Grünen und Die Linke für einen vollständigen Rückkauf 
der Energienetze sind, um damit u.a. das Gelingen der Energiewende, güns-
tigere Strompreise und eine demokratischere Kontrolle der Energienetze  
sicherzustellen. Die CDU, die FDP und „Unser Hamburg – gutes Netz“ sind ge-
gen einen Rückkauf, da sie u.a. eine Überforderung des Hamburger Haushalts 
und keinen Einfluss auf die Energiewende durch einen Rückkauf erwarten. 
Die SPD und die aktuellen Netzbetreiber haben sich auf einen Rückkauf von 
25,1% der Energienetze geeinigt, damit die Stadt strategischen Einfluss auf 
wichtige Aspekte z.B. des Netzausbaus und ein Gelingen der Energiewende 
nehmen kann. 

Positionen zweier Initiativen, der in der Bürgerschaft vertretenen Parteien 
und der aktuellen Betreiber der Energienetze
M11 Argumente der Initiative „Unser Hamburg – Unser Netz”
www.unser-netz-hamburg.de

M12 Argumente der Initiative „Unser Hamburg – gutes Netz”
www.unser-hamburg-gutes-netz.de

M13 Argumente der SPD
www.spd-bergedorf.de/einzelansicht_7.html?&tx_ttnews[tt_news]=309&tx_
ttnews[backPid]=3&cHash=d48f2f1add519ebbad97a54227379ad7 

M14 Argumente der CDU 
www.cdu-hamburg.de/fileadmin/content/pdf/Publikationen/CDU-Flugblatt_
Netzrueckkauf_2013.pdf 

M15 Argumente der Grünen
www.gruene-fraktion-hamburg.de/energienetze-gehoeren-oeffentliche-
hand

M16 Argumente der FDP
www.fdp-fraktion-hh.de

M17 Argumente der Partei Die LINKE
www.die-linke-hamburg.de/politik/diskussionen/detail/artikel/scholz-senat-
verhindert-die-energiewende.html 

M18 Position des Netzbetreibers und Energieversorgers Vattenfall (Für Experten)
www.vattenfall.de/de/energiekonzept-hamburg/energiekonzept-hamburg.htm 
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Die SuS erkennen, dass es in den Argumenten vor allem um die zwei Punkte 
Energiewende und Haushaltspolitik geht. Daneben sind die Rolle des Staates 
als Fürsorger, die Energiepreise und die Energieerzeugung von Bedeu- 
tung. Nach diesen Aspekten können die Argumente auch thematisch geord-
net werden. 

Zur Durchführung des Gruppenpuzzles:
Es sollten jeweils mindestens die Gruppen Pro („Unser Hamburg – Unser 
Netz“, Grüne, Linke), Kontra (CDU, FDP, „Unser Hamburg – gutes Netz“) und 
SPD/Energieversorger gebildet werden. Bei größeren Lerngruppen sollte wei-
ter differenziert werden, z.B. je Partei, Initiative etc. eine Gruppe. Die Gruppen 
setzen sich jeweils intensiv mit den Positionen auseinander. In einer zwei-
ten Phase stellt jeder der SuS die Position den SuS vor, die vorher andere 
Positionen bearbeitet haben. Alle SuS könnten in einer Tabelle die Position 
der anderen eintragen. Wenn eine Gruppe dies auf einer Folie macht, könnten 
die Ergebnisse anschließend verglichen und gesichert werden. Anhand der 
Argumente auf der Folie könnten diese dann noch einmal gemeinsam inhalt-
lich besprochen und reflektiert werden. 

Abschluss (alle Niveaustufen)

An dieser Stelle wird eine Fishbowl-Diskussion vorgeschlagen, da sich durch die zu er-
wartenden differenzierten Positionen der SuS sowie des motivierenden methodischen 
Arrangements besonders eignet, die Abschlussdiskussion zu strukturieren. 

 
Aufgaben:
1. 	 Geht gemeinsam noch einmal die Fragen durch, die Ihr am Beginn  
	 gestellt habt. Sind alle Fragen geklärt worden? Besprecht, wie ihr noch..  
	 offene Fragen klären könnt. 
2. 	 Stimmt nochmals ab zu der Frage, ob die Stadt die Energienetze  
	 verkaufen sollen.
3. 	 Führt anschließend eine Fishbowl-Diskussion durch. 

Lösungshinweise
Die SuS klären, ob sie noch offene Fragen vor ihrer Festlegung auf eine ei-
gene Position haben. Sie sollten bei offenen Fragen Gelegenheit zur Klärung 
bekommen. 

Zur Durchführung der Fishbowl-Diskussion: Die SuS bekommen Zeit, ihre  
eigene Position zu notieren und zu begründen. Je nach Gruppengröße wer-
den dann 5 – 8 Personen gebeten, in einem Stuhlkreis in der Mitte des Raumes 
Platz zu nehmen. Die übrigen Schüler setzen sich um diese SuS. Im Innenkreis 
werden jetzt die Positionen ausgetauscht und begründet. Ein Diskussionsleiter 
achtet auf Fairness und die Nennung von Begründungen. Die SuS im Außen-
kreis haben die Möglichkeit, eine Person im Innenkreis zu ersetzen und dann 
die eigene Position zu nennen. Damit alle SuS auch etwas sagen, kann ver-
einbart werden, dass jeder der SuS einmal im Innenkreis sitzen soll. In einer 
Auswertungsphase werden die Diskussion und die Ergebnisse reflektiert. Die 
Methode eignet sich besonders gut für diskussionsfreudige Klassen, die ge-
übt im Diskutieren und Aufeinander beziehen sind.
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Anlage 2: Linksliste zum Thema „Wahlrecht ab 16“ 
Unterrichtsmaterialien und Didaktisierung 

Ramses Michael Oueslati
Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung
Abteilung Fortbildung, Lernbereich Gesellschaftswissenschaften
Nelson-Mandela-Schule in Kirchdorf, Stand: 7. Juni 2013

„Wahlalter mit 16!“ – Ein Planspiel zur Diskussion für die Bundesebene:
www.studienstaette-muenchen.de/pdf/Wahlalter%20mit%2016.pdf

„Wahlrecht schon mit 16 Jahren“ – Ein Rollenspiel für den Unterricht:
www.dvpb.de/Polis/POLIS2_2012/polis_2_12_Berkessel_Materialien.pdf

Wählen ab 16 – Materialien und Didaktisierung für den Unterricht:
www.eduhi.at/dl/Waehlen_ab_16_Block_gesamt_fuer_Web.pdf

„Was bringt das Wählen mit 16?“ – Unterrichtsentwurf und -materialien aus 
Österreich:
www.politischebildung.com/?Sel=387

Schüler_innen setzen sich in diesem Unterrichtsentwurf bei einer „Pro und 
Contra“-Debatte mit dem Thema „Wählen ab 16“ auseinander:
www.politik-lernen.at/site/praxisboerse/article/105891.html

„Wählen mit 16?“ – Eine Lehrprobe für Klasse 11:
www.4teachers.de/?action=show&id=5839#top

„Wählen schon mit 16 Jahren?“- Kurzfilm für den Unterricht von der 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg:
www.youtube.com/watch?feature=player_embedded&v=tUnwEomBqoo

„Die Qual der Wahl schon ab 16“ – Ein Forum zum Selbstkommentieren mit  
einigen bereits bestehenden Kommentaren von meist Jugendlichen. Geeignet 
zum Mitmachen und als Meinungsanregung im Unterricht:
www.kindersache.de/bereiche/schon-gewusst/kindernachrichten/artikel/die-
qual-der-wahl-schon-ab-16

„Wählen ab 14“ – Adressatengerechte Pro/Contra-Argumente rund ums Thema 
Wahlaltersenkung des Bayrischen Landesjugendrings:
www.waehlen-ab-14.de/wahlalter-14/argumentationshilfen.php

Kostenpflichtiges Unterrichtsmaterial u.a. zur Herabsetzung des Wahlalters:
www.olzog.de/contentBase/edidact/vorschau/3-14-02-09-2.10.pdf

„Runter mit dem Wahlalter!“ – Karikatur zum Stundeneinstieg oder für eine 
Arbeitsphase:
www.bpb.de/lernen/unterrichten/grafstat/146302/mw-03-06-runter-mit-dem-
wahlalter-karikatur

„Alte fordern junge Stimmen“ – Ein Darstellungstext mit Arbeitsaufträgen:
www.bpb.de/lernen/unterrichten/grafstat/146311/mw-03-10-alte-fordern-jun-
ge-stimmen

Politiker/-innen motivieren zur ersten Wahl, indem sie von ihrer ersten berichten:
www.wahlgang.de/wahlgang13/?p=1199
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Anlage 3: Hinweise zum Unterrichtseinsatz der Broschüre 
„Wahlrecht ab 16 Jahren – Am 22. September 2013 können Sie 
erstmals mitentscheiden: Beim Volksentscheid zum Rückkauf der 
Energienetze in Hamburg.“  (Stephan Benzmann)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Broschüre „Wahlrecht ab 16 Jahren – Am 22. September 2013 können Sie 
erstmals mitentscheiden: Beim Volksentscheid zum Rückkauf der Energienetze 
in Hamburg“ informiert über die wesentlichen Hintergründe. 
Im Rahmen dieser Handreichung folgen didaktische und methodische Hin-
weise sowie Aufgabenbeispiele zum Einsatz der Broschüre im Unterricht. 
Diese beinhalten mögliche Formen der Differenzierung sowie den Einsatz in 
verschiedenen Niveaustufen.
 

1. Um was geht es bei dem Volksentscheid?
Bevor die SuS sich mit den Inhalten dieser Broschüre auseinandersetzen, 
sollten sie in das Thema einsteigen. Dies kann z.B. mit dem Logo der Initiative 
„Unser Hamburg – Unser Netz“ geschehen oder mit einer Schlagzeile wie 
z.B. „Volksentscheid: Soll Hamburg die Energienetze zurückkaufen?“ Die 
SuS werden zur Aktivierung und Diagnose des Vorwissens aufgefordert, sich 
zu der Frage zu äußern. Auf diese Weise erhalten die Unterrichtenden ggf. 
auch eine thematisch orientierte Entscheidungsgrundlage darüber, welche 
Niveaustufe sie bei den Aufgaben wählen. Eine Spontanurteilsphase rundet 
den Einstieg ab. 
Anschließend beginnt die inhaltliche Erarbeitung mit Hilfe der Broschüre. 
Die SuS erhalten notwendiges Orientierungswissen, um selbst eine kompe-
tente Entscheidung treffen zu können. Durch die Reflexion der Positionen der 
Akteure erweitern sie ihre Urteilskompetenz zudem inhaltlich aber auch me-
thodisch. 

Erhöhtes Anforderungsniveau
1. 	 Fassen Sie den Text zusammen. 
2. 	 Erläutern Sie, inwiefern die Fernwärme anders geregelt ist als die  
	 übrigen Energieformen. 
3. 	 Erklärern Sie, was unter „Konzession“ und „Konzessionsvertrag“ zu 
    	 verstehen ist. 
4. 	 Recherchieren Sie, was unter dem Begriff Energiewende zu verstehen ist. 

Grundlegendes Anforderungsniveau
1. 	 Teilen Sie sich in zwei Gruppen auf und bearbeiten Sie jeweils 
	 diese Aufgaben:
		  a.) Sie werden von Ihren Großeltern gefragt, was genau man  
		  eigentlich unter den Energienetzen versteht. Verfassen Sie einen 
		  Brief, in dem Sie Ihren Großeltern erklären, was genau unter den  
		  Energienetzen zu verstehen ist. Erklären Sie dabei auch die 
		  Besonderheiten der Fernwärme.
  
		  b.) Ihre Tante versteht den ganzen Zusammenhang zwischen
		  Energienetzen und Konzession nicht. Entwerfen Sie ein Telefonat 
		  mit Fragen und Antworten zu diesem Thema. 

2. 	 Stellen Sie sich ihre Ergebnisse gegenseitig vor und klären Sie ggf.  
	 Fragen. 
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Basales Anforderungsniveau
1. 	 a) Beschreiben Sie das Schaubild. 
    	 b) Erklären Sie, was genau die Energienetze sein könnten.  
     	 c) Lesen Sie den Text und überprüfen, ob Sie mit ihrer Erklärung 
	     richtig liegen. 
2. 	 Die Stadt Hamburg übergibt einem Unternehmen das Recht, 
	 ein Energienetz auf dem Hamburger Stadtgebiet zu betreiben. Dies 
	 nennt man Konzession: Fassen Sie stichpunktartig zusammen, was  
	 darunter zu verstehen ist. 

2. Was ist ein Volksentscheid und wie kommt er zustande?
Ein weiterer wesentlicher Baustein zu Erschließung des Themas ist die Frage, 
bei welcher Abstimmung die SuS mitbestimmen dürfen. Da die SuS künftig  
an weiteren Volksentscheiden teilnehmen dürfen, erwerben Sie im Rahmen 
dieser fallorientierten Erarbeitung auch wesentliche Kompetenzen im Umgang 
mit dieser verfassungsrechtlichen Form direkter Demokratie in Hamburg. 

Grundlegendes und erhöhtes Anforderungsniveau
1. 	 Lesen Sie den Text und erstellen Sie ein Schaubild, in dem die Abläufe 
    	 bis hin zu einem Volksentscheid dargestellt werden. 

Basales Anforderungsniveau
1. 	 a) Lesen Sie jeweils getrennt die Texte zu den einzelnen Stufen zum 
	      Volksentscheid.
	 b) Zeichnen Sie nach dem Lesen der Texte ein Schaubild zu jeder Stufe. 
	   	 Benutzen Sie Pfeile. Man sollte jeweils erkennen, wovon der Vorgang
		  ausgeht und wie er zu anderen Beteiligten gelangt. 

3. Verschiedene Positionen zum Rückkauf der Hamburger Energienetze
Nun können die SuS die Positionen, die während der Auseinandersetzung 
die Debatte bestimmen, recherchieren. Je nach Lerngruppe könnte es dabei 
notwendig sein, die einzelnen Akteure einmal in einem Überblick (z.B. an der 
Tafel) aufzuführen. Bitte beachten Sie dabei, dass nicht nur der Initiator des 
Volksentscheides und die in der Bürgerschaft vertretenden Parteien sich ent-
sprechend positioniert haben, sondern auch weitere Initiativen und andere 
gesellschaftliche Organisationen sich zu Wort gemeldet haben, wie Kirchen 
oder Gewerkschaften oder auch die derzeitigen Betreiber der Energienetze.
 

Aufgabe
1. 	 Recherchieren Sie in Gruppen im Internet die Argumente, die die in 
der Bürgerschaft vertretenen Parteien, die aktuellen Energienetzbetreiber, 
Initiativen und weitere Hamburger Akteure vertreten, die sich in die Debatte 
einbringen, vertreten.
2. 	 Erstellen Sie eine Liste, in der Sie die Argumente eintragen. Unterscheiden 
Sie zwischen Pro- und Kontraargumenten. Eine Gruppe erstellt die Liste auf 
einer Folie. 
3. 	 Vergleichen Sie Ihre Ergebnisse, indem die Folie auf den OHP aufgelegt 
wird.
4. 	 Diskutieren Sie darüber, welche Argumente Sie für besonders wichtig 
halten.
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4 Abschluss
Der Abschluss dient der Nennung und Begründung der eigenen Entschei-
dungen zur Ausgangsfrage. Die SuS können im Plenum üben, ihr eigenes 
Urteil zu begründen und überprüfen, inwiefern sie es argumentativ auch ge-
gen andere Positionen vertreten können.

Alle Niveaustufen
1. 	 Legen Sie im Plenum Ihre Köpfe auf den Tisch, sodass Sie die anderen 
	 Schülerinnen und Schüler nicht sehen können. Stimmen Sie dann zu der 
	 Frage ab, ob Hamburg die Energienetze zurückkaufen soll. 
2. 	 Diskutieren Sie die Frage in der Klasse. Nennen Sie Begründungen 
	 für Ihre Position und beziehen Sie sich auf die Positionen Ihrer Mitschüler. 



Anlage 4: Hinweise zum Unterrichtseinsatz der Broschüre 
„Neues Wahlrecht ab 16 Jahren – zu Bürgerschafts- und 
Bezirksversammlungswahlen und bei Abstimmungen an Volks- und 
Bürgerentscheiden“ (Stephan Benzmann)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Broschüre „Neues Wahlrecht ab 16 Jahren – zu Bürgerschafts- und 
Bezirksversammlungswahlen und bei Abstimmungen an Volks- und Bürger-
entscheiden“ stellt eine Übersicht zu den neuen Rechten der Jugendlichen 
dar. Sie informiert damit auf der einen Seite über die neuen Möglichkeiten 
von 16- und 17-jährigen zur politischen Partizipation. Auf der anderen Seite 
werden Inhalte zum Themenbereich Institutionenkunde vermittelt. Die einzel-
nen Punkte sind aufgrund des begrenzten Platzes verkürzt dargestellt worden. 
Im Rahmen dieser Handreichungen folgen didaktische und methodische 
Hinweise bzw. Vorschläge sowie Aufgabenbeispiele zum Einsatz der Broschüre 
im Unterricht. Diese beinhalten mögliche Formen der Differenzierung sowie 
den Einsatz in verschiedenen Niveaustufen.
 
1. Um was ging es bei der Debatte um das Wahlrecht ab 16 Jahren?
In diesem Abschnitt werden die Argumente, die vor der Verabschiedung 
der Wahlrechtsänderung diskutiert wurden, rekapituliert. Die Gegenüber- 
stellung von Pro- und Kontraargumenten soll sowohl Ursachen der Wahl-
rechtsänderungen sowie den Prozess der Auseinandersetzung darstellen, 
aber auch zur Reflexion bzw. zur Entwicklung eines eigenen Urteils anregen.  

Erhöhtes Anforderungsniveau
1. 	 Stellen Sie den Prozess der Auseinandersetzung mit Hilfe des Politikzyklus`
	 dar. Gehen Sie folgendermaßen vor: a) Benennen Sie, welche Ausgangs-
	 probleme von einigen Akteuren gesehen werden, b) stellen Sie die 
	 einzelnen Argumente, die in der Auseinandersetzung diskutiert wurden, 
	 tabellarisch gegenüber, c) stellen Sie die Entscheidung dar. 
2. 	 Recherchieren Sie weitere Argumente, die in der Auseinandersetzung 
	 eine Rolle spielten. (Experten; oder auch als Hausaufgabe)
3. 	 Urteilen Sie selbst. Ist die Entscheidung eine gute Lösung des Problems?
	 Welche Nebeneffekte könnte es geben? 

Grundlegendes Anforderungsniveau
1. 	 Stellen Sie die Pro- und Kontraargumente tabellarisch gegenüber.
2. 	 Bewerten Sie die einzelnen Argumente. Welche finden Sie besonders
	 wichtig?

2. Warum ist Wählen überhaupt wichtig? Was zeichnen demokra-
tische Wahlen aus? Inwiefern können die Wahlberechtigten auch 
über einzelne politische Themen abstimmen?

Dieser Abschnitt thematisiert die Frage, inwiefern Wählen ein Kernelement 
von Demokratien ist und welche Grundsätze gelten sollen. Er eignet sich, um 
in vergleichender Perspektive Fragen der Legitimation sowie jeweilige Vor- 
und Nachteile zu thematisieren. 

Alle Niveaustufen
1. 	 Informieren Sie sich darüber, warum wählen wichtig ist und stellen  
	 Sie die Ergebnisse Ihrem Sitznachbarn vor. 
2. 	 Erläutern Sie, was unter frei, geheim, gleich, direkt zu verstehen ist. 
3. 	 Gehen Sie von folgender Situation aus: In der Stadt „Wahllos“ finden 
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	 Wahlen statt. Vor der Wahl werden die Menschen von Ihren Vorgesetzen
	 darauf hingewiesen, wen sie wählen sollen, sonst verlieren sie ihren Job. 
	 Im Wahllokal wählen alle nebeneinander an Tischen. Der Vorgesetzte ist
	 anwesend. Es werden keine Parteien gewählt, sondern Experten, die über
	 die Abgeordneten im Parlament bestimmen. 
4. 	 Erklären Sie, gegen welche bei uns geltenden Wahlgrundsätze hier 
	 verstoßen wird.
5. 	 Begründen Sie, wo Sie lieber leben würden: in Hamburg oder in 
	 „Wahllos“.
6. 	 Erklären Sie, was unter Volksgesetzgebung zu verstehen ist. 

3. Welche Aufgaben hat die Hamburgische Bürgerschaft?
Im Rahmen dieses Abschnitts werden die verfassungsrechtlichen Aufgaben 
und Funktionen der Bürgerschaft dargestellt, da die SuS ab 16 Jahren 
über die Zusammensetzung dieses Parlaments mitbestimmen dürfen. Eine 
Thematisierung führt zu Orientierungswissen bei den SuS. Grundsätzlich ist 
auch eine Erarbeitung angelehnt an einen aktuellen Fall denkbar.

Erhöhtes Anforderungsniveau
1. 	 Erstellen Sie ein Schaubild, in dem die Aufgaben und Funktionen der
	 Bürgerschaft dargestellt werden. 
2. 	 Erläutern Sie die Begriffe Panaschieren und Kumulieren sowie Landesliste
	 und Wahlkreisliste. 

Grundlegendes Anforderungsniveau
1. 	 Erstellen Sie ein Schaubild, in dem die Aufgaben und Funktionen der 
	 Bürgerschaft dargestellt werden. 
2. 	 Erstellen Sie in Gruppen zwei Listen mit zehn fiktiven Namen. Lassen 
	 Sie über der Liste und hinter den Namen Platz, um fünf Kreuze zu  
	 machen. Spielen Sie jetzt eine Wahl durch, bei der Sie einmal  
	 kumulieren und einmal panaschieren. 

Basales Anforderungsniveau
1. 	 Erstellen Sie ein Schaubild, in dem die Aufgaben und Funktionen der 
	 Bürgerschaft dargestellt werden. 
		  a) Verwenden Sie Pfeile und schreiben Sie an diese entweder wählt, 
		      beschließt oder kontrolliert.
		  b) Benutzen Sie in dem Schaubild die Begriffe Bürgerschaft, 
		      Bürgermeister, Haushalt, Senat und Gesetze.
2. 	 Spielen Sie in Ihrer Klasse eine Wahl nach. Erstellen Sie in Gruppen zwei
	 Listen mit zehn fiktiven Namen. Lassen Sie über der Liste und hinter den
	 Namen Platz, um fünf Kreuze zu machen. Spielen Sie jetzt eine Wahl  
	 durch, bei der Sie einmal kumulieren und einmal panaschieren. 

4. Wie kommt es zu Volksentscheiden?
Der Abschnitt thematisiert die einzelnen Schritte, die zu einem Volksentscheid 
führen können. Auch hier führt eine Thematisierung zu Orientierungswissen 
über dieses verfassungsrechtliche Element der Mitbestimmung, d.h. auch  
zur Möglichkeit, sich mit anderen für die Durchsetzung von Interessen einzu-
setzen. 
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Erhöhtes Anforderungsniveau
1. 	 Erstellen Sie ein Schaubild, in dem die einzelnen Hürden, die es bei  
	 einem Volksentscheid zu nehmen gilt, dargestellt werden. 
2. 	 Recherchieren Sie, zu welchen Themen es bereits Volksentscheide in 
	 Hamburg gab und stellen Sie auch diese in dem Schaubild dar. 

Grundlegendes Anforderungsniveau
1. 	 Sie wollen einen Volksentscheid zu der Frage durchführen, ob in Hamburg
	 alle Häuser nur noch rote Dächer haben sollen.
	 Arbeiten Sie aus dem Text heraus, was Sie tun müssen bzw. was 
	 geschehen muss, damit es zu einem Volksentscheid kommt.

4. Was sind Bezirke?
Die Aufgaben der Hamburger Bezirke wurden bisher in nur wenigen didak-
tisierten Materialen thematisiert. Sie stellen jedoch im politischen Nahraum 
eine politische Einheit dar, die über Fragen entscheiden kann, welche die 
SuS unmittelbar betreffen. Eine Beschäftigung mit dem Thema schafft somit 
Orientierungswissen darüber, welches Gremium die SuS eigentlich wählen 
dürfen, aber auch über dessen Grenzen. 

Grundlegendes und erhöhtes Niveau
1. 	 Fassen Sie zusammen, was unter Bezirken zu verstehen ist. 
2. 	 Erklären Sie, welche Aufgaben die Bezirksversammlungen haben. 
3. 	 Recherchieren Sie, mit welchen Themen sich die Bezirksversammlung in
	 Ihrem Bezirk gerade auseinandersetzt. 

Basales Anforderungsniveau
1. 	 Fassen Sie in kurzen Sätzen zusammen, was unter Bezirken zu verstehen  
	 ist.
2. 	 Erklären Sie, welche Aufgaben die Bezirksversammlungen haben.
	 Beantworten Sie dabei die Fragen: Wie viele Bezirke gibt es? Wen  
	 wählt die Bezirksversammlung? In welchen Fragen kann sie entscheiden? 

5. Wie kommt es zu Bürgerentscheiden?
Der Abschnitt thematisiert die einzelnen Schritte, die zu einem Bürgerentscheid 
führen können. Das Verfahren ist z.T. analog zu den Volksentscheiden, ins-
gesamt jedoch für SuS schneller zu verstehen, da es weniger Hürden gibt. 
Eine Thematisierung ist, sofern Volksentscheide bereits bearbeitet wur-
den, zeitlich weniger aufwändig. Die Thematisierung führt abermals zu 
Orientierungswissen über dieses Element der Mitbestimmung, d.h. auch zur 
Möglichkeit, eigene politische Interessen im direkten Umfeld zu vertreten.

Grundlegendes und erhöhtes Niveau
1. 	 Erstellen Sie ein Schaubild, in dem die einzelnen Hürden, die es bei  
	 einem Bürgerentscheid zu nehmen gilt, darstellt werden.
2. 	 Recherchieren Sie, zu welchen Themen es bereits Volksentscheide in
	 Hamburg gab und stellen diese in einem gleichen Schaubild dar.
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Anlage 5: Beispiele konkreter Unterrichtsmaterialien (mit Dank an 
Andreas Gerster, Buchner-Verlag Bamberg und an Petra Beckmann-
Schulz, Praxis Politik)

Die Materialien 3.1 bis 3.3 sind als PDF herunterladbar unter: http://li.hamburg.
de/pgw bzw. unter http://li.hamburg.de/faecher-lernbereiche/gesellschaft

(3.1)	Demokratie in Hamburg mit didaktischem Kommentar (28 Seiten)        
Stephan Benzmann, Online-Ergänzung Hamburg, in: Hartwig Riedel (Hg.), 
Politik & Co. 1, Ausgabe Niedersachsen, Bamberg 2012, S. 25–26
www.ccbuchner.de/titel-15182_2_2/politik_und_co_niedersachsen_neu_6808.
html 

Der Buchner-Verlag stellt zu dem Hamburg-Kapitel auch den didaktischen 
Kommentar mit Lösungshinweisen für die Aufgaben kostenfrei zur Verfügung. 
Unter dem folgenden Link finden Sie unten auf der Seite rot markiert die 
Lösungshinweise: 
www.ccbuchner.de/titel-15235_2_2/lehrermaterial_6818.html
 
Oder geben Sie bitte im Suchfeld auf der Internetseite www.ccbuchner.de die 
Bandnummern 6808 oder 6818 ein.

(3.2) Wählen mit 16 – nur in der Gemeinde? (2 Seiten)
Hartwig Riedel (Hg.), Politik & Co. 1, Ausgabe Niedersachsen, Bamberg 2012, 
S. 36–37
 
(3.3)	Wahlrecht ab 16 – eine Fishbowl-Diskussion (2 Seiten)
Hartwig Riedel (Hg.), Politik & Co., Ausgabe Schleswig-Holstein, Bamberg 
2011, S. 84–85

Die beiden Materialien (3.4) und (3.5) können aus Urheberrechtsgründen nur 
gedruckt zur Verfügung gestellt werden: 

(3.4)	Markus Behne: Warum wählen? Die Wähler und ihr Verhältnis zum 
Wahlrecht. [Ein Mystery] 
In: Praxis Politik 4/2009, S. 10–14.

(3.5)	Monika Ebertowski: Mit Wahlpflicht gegen Wahlunlust? Die Freiheit 
zum Nichtwählen. 
In: Praxis Politik aktuell (ohne Jahr, ca. 2009), S. 1–3.
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Mitwirkung in Schule, 
Bezirk und Stadt 

Was weißt du schon? 

Nenne jeweils drei Möglichkeiten, wie du

a) das Schulleben mitgestalten

b) Einfl uss auf die Politik in deiner Stadt nehmen kannst.

Sammelt anschließend eure Ergebnisse und ordnet sie.

Viele Entscheidungen in der Schule, in Bezirk und Stadt sind beein-

fl ussbar und veränderbar. Dazu musst du natürlich deine Interessen 

formulieren, Farbe bekennen, dich mit anderen zusammentun und 

auseinandersetzen. So kannst du wünschenswerte Ziele verwirkli-

chen oder wenigstens Veränderungen erreichen. 

Kompetenzen 
Am Ende dieses Kapitels solltest du Folgendes können:

•  am Beispiel von Klassensprecherwahlen und SR-Arbeit Möglich-

keiten demokratischer Interessenvertretung erklären

•  Konfl iktsituationen mit Hilfe von Rechtstexten untersuchen und 

verstehen

•  Formen der politischen Einfl ussnahme nennen und beurteilen

•  erklären, wie Bürger- und Volksentscheide zu Gesetzen führen 

können

•  darstellen, wie das politische System von Hamburg und der 

 Gesetzgebungsprozess in Hamburg funktionieren

•  Formen des Wahlkampfes und das Wahlsystem in  Hamburg 

beschreiben

© C. C. Buchner

Ergänzungskapitel für Hamburg 
Bearbeitet von Stephan Benzmann 

2
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2.1 Mitwirkung in der Schule
Wer soll Klassensprecher werden?

M 1 Das Amt des Klassensprechers

In der Klasse 8b des Gymnasiums 
Hummelsbüttel sollten die neuen 
Klassensprecher gewählt werden. 
„Vielleicht können diese sich auch 
dafür einsetzen, dass es dieses Jahr 
etwas besser läuft. Was meint ihr?“, 
fragte der Klassenlehrer, Herr Hen-
ning. Peter meldete sich und gab zu 
bedenken, dass die Klassensprecher 
doch eh nichts bewirken können. 
„Doch das können sie, denn sie neh-
men ja schließlich an fast allen Kon-
ferenzen in der Schule teil und kön-
nen dort z. B. Probleme ansprechen. 
Es gibt ein Gesetz, das genau festlegt, 
wie Schüler ihre Interessen in der 

Schule vertreten können“, erwiderte 
Herr Henning. Peter war überrascht. 
„Also wer stellt sich zur Wahl?“, fuhr 
Herr Henning fort. Peter hakte je-
doch nach. Er wolle vor der Wahl 
wissen, wie der Klassensprecher ei-
gentlich die Interessen der Schüler 
vertreten kann. „Es ist doch wichtig 
zu wissen, wofür man da jemanden 
wählt, und die Kandidaten sollten 
auch wissen, welche Aufgaben sie 
haben“, gab er zu bedenken. Es ent-
wickelte sich eine lebhafte Diskussi-
on darüber, was einen Klassenspre-
cher eigentlich ausmachen sollte und 
welche Aufgaben er hat.
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M 2 Mitwirkungsmöglichkeiten in der Schule

§ 63 Klassensprecherinnen und Klas-
sensprecher
(3) Die Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher oder die Vertreterin-
nen und Vertreter der Schulstufe […] 
sind Mitglieder der Klassenkonferenz 
und wirken in dieser Funktion an der 
Beratung und Beschlussfassung über 
alle Angelegenheiten mit, die für die 
gemeinsame Arbeit in der Klasse von 
wesentlicher Bedeutung sind. Sie ver-
treten die Schülerinnen und Schüler 
insbesondere in Fragen der Unter-
richtsgestaltung und der Leistungsbe-
urteilung sowie bei Konfl ikten in der 
Klasse. 
§ 64 Bildung und Aufgaben des Schü-
lerrats
(4) Der Schülerrat [in dem die Klas-
sensprecher Mitglied sind] vertritt 

die Interessen der Schülerinnen und 
Schüler in der Schule und gegenüber 
der zuständigen Behörde. 
(5) Dem Schülerrat ist Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben 1. vor 
Beschlüssen der Schulkonferenz oder 
des Schulvorstands von grundsätzli-
cher Bedeutung, 2. zu Fragen der Un-
terrichtsgestaltung und der Leistungs-
beurteilung in der Schule.
§ 65 Schulsprecherinnen und Schul-
sprecher
(3) Die Schulsprecherin oder der 
Schulsprecher vertritt im Rahmen der 
Beschlüsse des Schülerrats die Schüle-
rinnen und Schüler gegenüber Schul-
leitung, Lehrerkonferenz, Elternrat, 
Schulkonferenz und Schulvorstand.

Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG), 
Stand: 9.12.2011
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M 3 Kandidatenprofi le

Phung ist eine sehr gute, aber 
auch stille Schülerin. Sie ist sel-
ten im Unterricht aktiv, schreibt 
aber ausschließlich Einsen und 
Zweien. Sie ist sehr freund-
lich zu allen und bekommt im-
mer gute Noten. Sie lässt auch 
andere in der Klassenarbeit und von ihren Haus-
aufgaben abschreiben. Phung ist zwar schüchtern, 
kommt aber mit allen gut aus. Ihre Schwester ist die 
Schülersprecherin. 

Aufgaben
1.  Setze dich mit den Einwänden und Fragen von Peter aus M 1 auseinander. 

Notiere deine eigenen Fragen. 

2.  Sammelt, welche speziellen Interessen ihr als Schüler in der Schule habt.

3.  Arbeite aus M 2 heraus, welche Aufgaben Schülervertreter haben und wie 

sie in der Schule mitwirken können. 

4.  Stelle in einer Tabelle gegenüber, welche Eigenschaften ein Klassenspre-

cher haben sollte und welche Eigenschaften er nicht haben sollte. Verglei-

che deine Ergebnisse mit deinen Mitschülern. 

5.  Lies die Kandidatenprofi le in M 3 durch und begründe, welchen der vier 

Kandidaten du für das Amt des Klassensprechers am geeignetsten hältst.

Tim ist ein hervorragender 
Schüler in Sport und Englisch. 
Seine Mutter ist Amerikanerin 
und Tim verbringt meistens die 
Ferien bei Verwandten in Chi-
cago. Er hat immer die neueste 
Kleidung und tolle technische Ge-
räte, gibt aber überhaupt nicht damit an. Tim ist sehr 
großzügig und lädt zu seinem Geburtstag die ganze 
Klasse zu sich nach Hause ein. Wenn es Konfl ikte in 
der Klasse gibt, dann versucht Tim sich immer neut-
ral zu verhalten, so kommt er mit allen gut aus.

Philipp ist ein recht guter 
Schüler, der sich in allen Fä-
chern stark beteiligt. Vor allem 
die Lehrer mögen Philipp, weil 
er sehr zuverlässig ist und den 
Unterricht trägt. Wenn jemand 
krank geworden ist, wird Philipp 
beauftragt, die Hausaufgaben zu übermitteln. Viele 
Schüler bewundern ihn, weil er im örtlichen Sport-
verein ein erfolgreicher Fußballspieler ist, der auch 
bei überregionalen Turnieren eingesetzt wird. Die 
Schule geht bei Philipp aber trotzdem immer vor.

Lea ist eine mittelmäßige Schü-
lerin, die aber in Diskussionen 
und bei der Projektarbeit sehr 
engagiert ist. Sie kleidet sich 
sehr lässig und hat guten Kon-
takt zu den älteren Schülerin-
nen und Schülern. In Konfl ikt-
fällen setzt sie sich sehr entschlossen für Schwächere 
ein. Einige Lehrer mögen Lea nicht sehr, weil sie 
häufi g im Unterricht Musik hört oder Zeitung liest. 
Es wird auch behauptet, dass Lea raucht.

p

 zu Aufgabe 4

Der Klassen-
sprecher 
soll ...

Der Klassen-
sprecher soll 
nicht ...

–  alle Mit-
schüler 
respektie-
ren

– ...

–  der 
Aufpasser 
sein

– ...
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20

Wie wird der Klassensprecher gewählt?

M 4 Die Qual der Wahl 

Damit hatte in der Klasse 8b des 
Gymnasiums Eppendorf in 
Hamburg keiner gerech-
net. Bisher hat sich kaum 
jemand für das Amt der 
Klassensprecher interes-
siert und nun gab es gleich 
fünf Bewerber. Der Klas-
senlehrer war nicht sehr 
erfreut. Die Unterrichtszeit 
sei schon so sehr knapp. 
Er forderte die Schüler 
auf, schnell zu wählen, da-
mit man mit dem Unter-
richt beginnen könne. Ei-
nen sechsten Bewerber ließ 
er zudem nicht mehr zu. 
„Elias, ich denke, du arbei-
test lieber an deinen No-

ten. Also los, stimmen wir ab.“ Sarah 
wollte jedoch nicht sofort wählen, 

da dann alle nur die Sympathischs-
ten wählen würden. Die Kandida-
ten sollten sich zumindest vorstellen. 
Klaus meinte, sie würden sich doch 
gut genug kennen. Der Klassenlehrer 
stimmte Klaus zu, und ohne weitere 
Diskussion nannte er die Namen und 
bat um Handzeichen der Schüler. Als 
drei Kandidaten die gleiche Stim-
menanzahl erhielten, entschied der 
Lehrer aus Zeitgründen, dass Loui-
se lediglich Vertreterin wird, da sie 
sich wie Elias lieber auf ihre Leistun-
gen konzentrieren solle. Sarahs Be-
fürchtungen bestätigten sich, denn 
es wurden zwei Freunde gewählt, 
die zur „Gruppe der Beliebten“ ge-
hörten. In der Pause wurde sie von 
Klaus angerempelt, weil sie nicht für 
die zwei neuen Klassensprecher ge-
stimmt hatte. 
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M 5 Grundsätze einer demokratischen Wahl

Ein faires und gerechtes Wahlsys-
tem ist eines der wichtigsten demo-
kratischen Prinzipien. Es sollte bei 
der Wahl eines Klassensprechers ge-
nauso gelten, wie bei der Wahl ei-
nes Parlamentes. Um zu prüfen, ob 
eine Wahl fair und gerecht ist, kann 
man z. B. untersuchen, ob bestimmte 
Wahlgrundsätze eingehalten werden. 
1. Allgemeine Wahl: Kein Mitglied 
einer Gemeinschaft (Klasse, Bürger 
eines Bundesland, etc.) darf aufgrund 
seiner Bildung, seines Einkommens, 
seines Geschlechts oder seiner politi-

schen Präferenzen von der Wahl aus-
geschlossen werden.
2. Freie Wahl: Niemand wird bei 
seiner Wahlentscheidung von an-
deren beeinfl usst oder gezwungen. 
Nach der Wahl wird niemand wegen 
seiner Entscheidung benachteiligt. 
3. Geheime Wahl: Jeder gibt seine 
Stimme so ab, dass niemand anders 
feststellen kann, wie oder wen er ge-
wählt hat.
4. Gleiche Wahl: Alle Wähler ha-
ben die gleiche Anzahl an Stimmen 
und die Stimme jedes Wählers zählt 
gleich viel.
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 Anzahl der Stimmen

Tim lll

Philipp lll

Lea lll

Phung lll
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Sollten einige der Kandidaten die glei-
che Stimmenanzahl erhalten haben, 
ist eine Stichwahl vorzunehmen. Die-
se entfällt, wenn es sich um die bei-
den Kandidaten mit den meisten Stim-
men handelt. Sollte es erneut zu einer 
Stimmengleichheit kommen, entschei-
det das Los.
Nach der Wahl der Klassensprecher 
müssen zwei Stellvertreter bzw. Stell-
vertreterinnen gewählt werden, die 
die Klassensprecher vertreten, wenn 
diese verhindert sind. Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen sind nicht au-
tomatisch die Kandidaten, die nicht 
gewählt worden sind, denn es kann 
sein, dass sich auch andere Schüler 
zur Wahl stellen oder Kandidaten, die 
nicht gewählt worden sind, keine Stell-
vertreter sein wollen. Als Regeln für 
die Wahl der Stellvertreter gelten die 
gleichen Abläufe, wie für den Klassen-
sprecher. 
Die Namen der gewählten Schülerin-
nen bzw. Schüler sollten dem Sekreta-
riat gemeldet werden, damit sie zu den 
Sitzungen des Schülerrats eingeladen 
werden können.

nach: Hinweise und Empfehlungen für die Wahl von 
Vertreterinnen und Vertretern der Schülerinnen und 
Schüler der Hamburger Schulbehörde. 
Stand: 9.12.2011.
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Aufgaben
1.  Überprüfe, ob die Grundsätze einer demokratischen Wahl in 

M 4  eingehalten wurden (M 4, M 5). 

2.  Diskutiert über den Sinn und Zweck der Grundsätze einer 

demokratischen Wahl und was geschehen könnte, wenn die 

Grundsätze nicht eingehalten werden (M 5). 

3.  Erstelle eine Liste, in der du den Ablauf und die jeweils wich-

tigen  Bestimmungen zur Klassensprecherwahl (M 6) zusam-

menstellst.

M 6 Wie wird gewählt?

Jede Klasse wählt spätestens vier Wo-
chen nach Beginn des Unterrichts ei-
nes neuen Schuljahres zwei gleichbe-
rechtigte Klassensprecherinnen oder 
Klassensprecher. Auf diese Weise sol-
len neu zusammengesetzte Klassen die 
Chance haben, sich erst einmal ken-
nen zu lernen. Jeder Schüler und jede 
Schülerin darf gewählt werden und 
darf auch wählen. 
Die Wahl sollte von der Klassenleh-
rerin oder vom Klassenlehrer gelei-
tet werden. Dies soll z.B. verhindern, 
dass der Freund oder Freundin einer 
Kandidatin bzw. eines Kandidaten 
Stimmen auszählt. Kandidaten kön-
nen sich selbst zur Wahl stellen oder 
vorgeschlagen werden. Vorgeschlage-
ne Schüler müssen jedoch zustimmen, 
dass sie gewählt werden können. Die 
Kandidatinnen und Kandidaten soll-
ten sich der Klasse vorstellen und Fra-
gen der Mitschülerinnen und Mitschü-
ler beantworten, damit diese sich ein 
Bild von ihren Eigenschaften machen 
können.
Die Wahl des Klassensprechers muss 
nach § 63, Absatz 1 Satz 1 des Ham-
burger Schulgesetzes geheim stattfi n-
den. Zur Wahl erhält jede Schülerin 
und jeder Schüler einen Stimmzet-
tel, auf dem zwei Namen der vorge-
schlagenen Bewerberinnen oder Be-
werber zu notieren sind. Wenn auf 
einem Stimmzettel kein Name, meh-
rere Namen oder Namen von Schüle-
rinnen und Schülern, die keine Kandi-
daten sind, notiert werden, sind diese 
Stimmzettel ungültig. Die zwei Kan-
didaten, die die meisten Stimmen er-
halten haben und die Wahl anneh-
men, sind die neuen Klassensprecher. 
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Wie werden die Interessen der Schülerschaft vertreten?

M 7 Mitarbeit im Schülerrat (SR) – Last oder Chance?

M 8 Wesen und Aufgaben der Schülervertretung in Hamburg

Inwiefern die Schülerinnen und 
Schüler an Hamburger Schulen in 
der Schule bei Entscheidungen mit-
wirken und wie sie ihre Interessen 
vertreten können, ist im Hamburger 
Schulgesetz geregelt. Alle Klassen-
sprecherinnen und Klassenspre-
cher, die von den Schülerinnen 
und Schülern in den einzelnen 
Klassen gewählt werden, sind neben 
ihrer Anwesenheit in den Klassen-
konferenzen Mitglied im Schüler-
rat der Schule. Daneben sind auch 
die von allen Schülern gewählten 
Schulsprecherinnen und Schul-
sprecher Mitglied im Schülerrat. Vor 
einer Sitzung des Schülerrates sollten 

die Klassensprecher in ihren Klassen 
erfragen, welche aktuellen Interes-
sen und Probleme es gibt. Nach den 
Sitzungen sollen diese dann in ihren 
Klassen über die Arbeit des Schüler-
rats berichten. Der Schülerrat muss 
neben den regelmäßig statt fi nden-
den Sitzungen auch auf Verlangen 
des Schulleiters tagen, wenn dieser 
z. B. dringend eine Stellungnahme 
des Schülerrats benötigt. Insgesamt 
müssen dem Schülerrat für Sitzungen 
bis zu zwanzig Unterrichtsstunden 
pro Schuljahr zur Verfügung gestellt 
werden. Im Schülerrat können Schü-
lerinteressen erörtert sowie spezielle 
und allgemeine Problemen diskutiert 
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Die meisten 
meiner Mitschüle-

rinnen und Mitschüler be-
schweren sich immer und sagen, 

dass man gegen Probleme sowieso 
nichts machen kann. Für die Arbeit 
des SR interessieren sie sich nicht. 
 Dabei ist diese doch dafür da, dass 

wir unsere Interessen vertreten 
und unsere Probleme anspre-

chen können.
Abedi, 15

Die SR-Ar-
beit bietet mir die 

Möglichkeit, neue Fähigkei-
ten zu erlernen und alte weiter-

zuentwickeln. Ich lerne, Interessen 
durchzusetzen und von anderen res-

pektiert zu werden. Außerdem arbeiten 
wir im Team zusammen und müssen 
uns aufeinander verlassen. Die SR-

Arbeit ist damit auch eine gute 
Vorbereitung auf spätere  

 Berufe.
Caro, 18

Schulkonferenz
Die Schulkonferenz ist 
das höchste Gremium der 
Schule und beschließt über 
alle wichtigen Fragen der 
Gestaltung des Schulle-
bens. Mitglieder sind zu 
gleichen Teilen Schüler, 
Eltern und Lehrer. Der 
Schulleiter leitet die Schul-
konferenz und führt deren 
Beschlüsse aus.

Man soll-
te in den Klassen 

sagen, dass nur jemand 
gewählt wird, der teamfä-

hig ist, gut organisieren und sich 
durchsetzen kann. Außerdem soll-

te er gut mit den Lehrern klar kom-
men. Ansonsten kommen wir 
im SR nicht voran, diskutie-
ren viel und erreichen gar 

nichts.
Melis, 16Ich würde mich 

nicht im SR engagie-
ren! Man opfert ganz viel 
Freizeit und am Ende ent-

scheiden die Lehrer oder die 
Schulbehörde, ob was verändert 

wird oder nicht. Als Jugend-
liche nimmt uns doch eh 

keiner ernst.
Leon, 14
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werden. Der Schülerrat kann dann 
beschließen in welcher Form die In-
teressen und Probleme der Schüler 
gegenüber der Schulleitung bzw. den 
Lehrer artikuliert werden. Der Schü-
lerrat wählt Vertreterinnen und Ver-
treter in der Schulkonferenz oder 
in den Schulvorstand. Diese kön-
nen hier z. B. Probleme oder auch 
Forderungen vortragen. Der Schü-
lerrat kann für die Dauer des Schul-
jahres bis zu zwei Verbindungsleh-
rerinnen oder Verbindungslehrer 
wählen, die die Verbindung zwi-
schen Schülerrat, Lehrerkonferenz 
und Schulleitung fördern sollen. Die 
Schulkonferenz oder der Schulvor-
stand stellt dem Schülerrat aus den 
der Schule zur Verfügung stehenden 

Mitteln einen festen Betrag für die 
Durchführung schulbezogener Ver-
anstaltungen zur Verfügung. Hier-
für darf der Schülerrat auch freiwil-
lige Beiträge erheben und über den 
Schulverein Spenden annehmen. Der 
Schülerrat wählt zwei Mitglieder in 
den Kreisschülerrat, der sich aus 
Vertretern aller Schulen des Schulbe-
zirks zusammensetzt und zu aktuel-
len schulpolitischen Entscheidungen 
gehört werden muss. Der Kreisschü-
lerrat wählt wiederum zwei Vertre-
ter in die Schülerkammer, die die 
Schulbehörde bei allen grundsätzli-
chen Entscheidungen beraten und an 
diesen beteiligt sein soll. 

nach: Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG), 
Stand: 9.12.2011
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Aufgaben
1.  Nimm Stellung zu den einzelnen Aussagen über die Mitarbeit im Schüler-

rat (M 7). Diskutiert anschließend, was für bzw. gegen ein Engagement im 

Schülerrat spricht.

2.  Erstelle ein Schaubild, das den Aufbau der Schülervertretung in Hamburg 

darstellt.

  In dem Schaubild sollen alle fett gedruckten Begriffe aus dem Text in 

M 8 vorkommen. Benutze Verbindungspfeile, an die du schreibst, welche 

Beziehungen zwischen den einzelnen Gremien, Konferenzen etc. beste-

hen bzw. wie man Mitglied darin wird. Folgende Begriffe helfen dir dabei: 

wählen, berichten, nehmen teil, bilden zusammen, senden Vertreter.
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M 9 Das Schulgesetz regelt die Rechte und Pfl ichten der Schüler

10

Das Hamburger Schulgesetz ist die 
rechtliche Grundlage für den Ham-
burger Schulbetrieb. Es beschreibt 
die Rechte und Pfl ichten der Schü-
ler, der Lehrer, der Eltern und der 
Schulbehörde. Normalerweise müs-
sen sich Schülerinnen und Schüler 

nicht mit den rechtlichen Regelun-
gen befassen. Doch in Konfl iktsitua-
tionen ist es wichtig zu wissen, wo 
man nachschauen kann und wie man 
ein Gesetz zu verstehen hat. Folgen-
de Konfl iktfälle kommen an Hambur-
ger Schulen immer wieder vor. 

5

M 10 Fälle aus dem Schulalltag

Wie regelt das Schulgesetz den Schulalltag?

In der PGW-Stunde sieht der Lehrer, wie Finn (16) unter dem Tisch mit seinem 
 Handy spielt. Er nimmt ihm das Handy weg und sagt ihm, seine Eltern könnten dies 
in ein paar Tagen im Sekretariat abholen. Darf der Lehrer das Handy wegnehmen?

Hannah (14): „Ich möchte an einem fünftägigen Seminar mit belgischen Schülern in 
Brüssel teilnehmen, um mich über die Europäische Union zu informieren. Da das 
Seminar während der Schulzeit stattfi ndet, habe ich meine Klassenlehrerin gebeten, 
mich für diesen Zeitraum zu beurlauben. Das hat sie abgelehnt. Darf sie das?“ 

Isabelle und Ines (13): „Wir haben uns ganz einfach verguckt. Wir dachten, dass 
schon heute der Deutschunterricht in der 3. Stunde ausfällt. Also sind wir zum Bä-
cker gegangen. Dabei hat uns der Schulleiter gesehen. Nun sollen wir am Nachmit-
tag nachsitzen.“ Kann der Schulleiter das anordnen?

In der 5. und 6. Stunde soll der gesamte 8. Jahrgang der Schule in der Aula die Lite-
raturverfi lmung „Die Leiden des jungen Werther“ sehen. Anna und Lea (15) haben 
diesen Film vor einer Woche mit ihren Eltern im Kino gesehen. „Wir wollen lieber 
im Klassenraum bleiben und für die Grammatikarbeit lernen.“ Der Klassenlehrer 
verbietet das.

Paula (15): „O.k., ich habe heute zuviel im Unterricht gequatscht. Aber dann hat der 
Lehrer mir gesagt, ich solle mich mit erhobenen Händen und dem Rücken zur Klas-
se in die Ecke stellen. Ich habe mich geweigert.“ Kann Paula sich weigern?
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Aufgaben
1.  Löst in Gruppen die Fälle (M 10) anhand der Auszüge aus dem Schulge-

setz (M 11) und notiert, welches Verhalten jeweils korrekt gewesen wäre. 

Tragt euren Fall sowie die Ergebnisse der ganzen Klasse vor (vgl. Methode 

Schülerband, S. 23). 

2.  Diskutiert, ob ihr die Regelungen im Schulgesetz für sinnvoll haltet. Be-

gründet eure Positionen.

M 11 Das Hamburgische Schulgesetz

§ 28 Rechte und Pfl ichten aus dem 
Schulverhältnis
(2) Die Schülerinnen und Schüler 
sind verpfl ichtet, regelmäßig am Un-
terricht und an den pfl ichtmäßigen 
Schulveranstaltungen teilzunehmen 
und die erforderlichen Arbeiten an-
zufertigen. (3) Auf Antrag kann die 
Schule Schülerinnen und Schüler aus 
wichtigem Grund vom Unterricht bis 
zur Dauer von sechs Wochen beur-
lauben oder von der Teilnahme an 
einzelnen Unterrichtsveranstaltun-
gen befreien, ohne dass das Schul-
verhältnis unterbrochen wird. […]
§ 31 Beaufsichtigung, Weisungen, 
Hausordnung, Videoüberwachung
(1) Schülerinnen und Schüler sind 
während des Unterrichts, während 
des Aufenthalts auf dem Schulge-
lände in der Unterrichtszeit und 
bei sonstigen Schulveranstaltungen 
sowie während der Schulausfl üge 
durch Lehrerinnen oder Lehrer zu 
beaufsichtigen. […] Zur Beaufsichti-
gung und zur Unfallverhütung kön-
nen Schülerinnen und Schülern Wei-
sungen erteilt werden. […]
§ 49 Erziehungsmaßnahmen und Ord-
nungsmaßnahmen
(1) Erziehungsmaßnahmen und förm-
liche Ordnungsmaßnahmen gewähr-

leisten die Erfüllung des Bildungs- 
und Erziehungsauftrags der Schule. 
Sie können auch dem Schutz beteilig-
ter Personen dienen. Jede Maßnahme 
muss in einem angemessenen Ver-
hältnis zum Fehlverhalten der Schü-
lerin oder des Schülers stehen. Die 
körperliche Züchtigung und andere 
entwürdigende Erziehungsmaßnah-
men sind verboten. […] 
(2) Erziehungsmaßnahmen dienen 
der pädagogischen Einwirkung auf 
einzelne Schülerinnen und Schüler. 
Erziehungsmaßnahmen sind insbe-
sondere: Ermahnungen und Abspra-
chen, kurzfristiger Ausschluss vom 
oder Nachholen von Unterricht, die 
zeitweilige Wegnahme von Gegen-
ständen einschließlich der dazu im 
Einzelfall erforderlichen Nachschau 
in der Kleidung oder in mitgeführten 
Sachen, die Auferlegung sozialer Auf-
gaben für die Schule, die Teilnahme 
an einem Mediationsverfahren, die 
Teilnahme an innerschulischen sozi-
alen Trainingsmaßnahmen und die 
Wiedergutmachung des angerichte-
ten Schadens. […]

Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG), 
Stand: 9.12.2011
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Die beiden Klassensprecher und deren Stellvertreter werden in jeder Klas-

se zu Beginn des Schuljahres gewählt. Dabei sind die Grundsätze einer de-

mokratischen Wahl einzuhalten. Das Hamburgische Schulgesetz weist den 

Klassensprechern eine wichtige Stellung bei der Vertretung der Interessen 

der Klassengemeinschaft und der Kommunikation von Problemen zu. Sie 

berichten der Klasse über die Aktivitäten des Schülerrates und nehmen an 

Klassenkonferenzen teil, wo sie die Probleme und Interessen der Klasse di-

rekt ansprechen können. 

Gemeinsam mit den Schulsprechern bilden die Klassensprecher den Schü-

lerrat, der an der Gestaltung des Schullebens mitwirkt. Vertreter des Schü-

lerrates nehmen an Sitzungen der Schulkonferenz oder des Schulvorstan-

des teil. Der Schülerrat bekommt für seine Aktivitäten einen Betrag von der 

Schulkonferenz zur Verfügung gestellt und kann hiervon schulspezifi sche 

Veranstaltungen organisieren. Der Schülerrat wählt Vertreter in den Kreis-

schülerrat, der wiederum Vertreter in die Schülerkammer wählt.

Das Hamburgische Schulgesetz stellt die rechtliche Grundlage für die Ge-

staltung des Schullebens und den Unterricht dar. Es beschreibt die Rech-

te und Pfl ichten der Schüler und Lehrer und hilft so, Konfl iktfälle zu lösen.

Klassensprecher 

und Klassen-

sprecherwahl

M 5, M 7 

Schüler-

vertretung

M 2, M 8

Das Schulgesetz 

M 9, M 11
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Qual der Wahl

In der 8a stehen Wahlen zum Klassensprecher an. Frau Tönnes, die Leh-

rerin der 8a, gibt vor der Wahl bekannt, dass nur die Stimmen der Schü-

lerinnen und Schüler gezählt werden, die im Fach Politik mindestens 

die Zeugnisnote „befriedigend“ hatten. Die Stimmen derjenigen mit der 

Note „sehr gut“ zählen doppelt. Sie schlägt vor, dass die Wahl der Ein-

fachheit halber durch Handzeichen entschieden werden soll. Die Kan-

didaten werden an die Tafel geschrieben und nacheinander aufgeru-

fen. Die Wunschkandidaten von Frau Tönnes werden mit einem kleinen 

Sternchen markiert. Die Lehrerin zählt dann die per Handzeichen abge-

gebenen Stimmen. Diejenigen, die die meisten Stimmen erhalten ha-

ben, gewinnen die Wahl. Die mit der zweithöchsten Stimmenzahl wer-

den zum Stellvertreter ernannt.

Aufgabe
Prüft (in Partnerarbeit), welche 
der Wahlrechtsgrundsätze in die-
sem Beispiel verletzt wurden. 
 Beschreibt, wie deren Einhaltung  
bei der Klassensprecherwahl 
 sichergestellt werden kann.
Übertragt dazu die Tabelle in  euer 
Heft.

Wahlrechtsgrundsätze verletzt ja/nein Begründung Einhaltung sichern durch ...

Im Schulalltag: In Ordnung oder nicht?

•  Der Lehrer setzt einem störenden Schüler eine Mütze mit der Auf-

schrift Störenfried auf. 

•  Carsten geht anstatt zum Unterricht auf eine Berufsmesse.

•  Ein Streitschlichter schlichtet einen Streit zwischen seinem besten 

Freund und einem anderen und hält dabei zu seinem besten Freund.

•  Die Schulkonferenz beschließt, dass in die Schulordnung ein Handy-

verbot auf dem Schulgelände und den Gebäuden eingefügt wird. 

•  Peter verschläft die 1. Stunde und muss jetzt nachsitzen. 

•  Der Lehrer der 9a möchte auf der Klassenkonferenz dieses Mal mit den 

Kollegen ganz alleine sein.

•  Die Schulleitung verschiebt den Beginn des Unterrichts auf 7:15 Uhr 

und stellt die Kurse in der Oberstufe neu zusammen. Auch auf Nach-

frage darf der Schülerrat seine Ansicht dazu der Schulleitung nicht vor-

tragen. 

Aufgabe
Erläutert, ob das Verhalten jeweils 
im Einklang mit den Bestimmun-
gen aus dem Hambur gischen 
Schulgesetz steht bzw. ob das 
Verhalten korrekt ist.
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2.2 Mitwirkung im Nahbereich 
Ein Streitfall im Bezirk – 
Hamburger vertreten ihre  Interessen

M 1 Bolzplatz soll Wohnungen weichen

Im Hamburger Stadtteil Bergedorf 
herrscht Aufregung über Pläne des 
Bezirksamtes, den Bolzplatz in ei-
ner Nachbarschaft mit vielen Kin-
dern und Jugendlichen zu verkaufen. 
Rund um das Spielfeld stehen mehr-
geschossige Wohnungen, in denen 
die Anwohner um den Verlust des 
Bolzplatzes bangen. „Der Bolzplatz 
ist nicht nur ein wichtiger Ort für un-
sere Kinder zum Fußballspielen, son-
dern auch ein sozialer Treffpunkt für 
uns alle“, sagt Frau Nguyen, eine An-
wohnerin. „Wir treffen uns hier im 
Sommer mit den Familien und gril-
len am Spielfeldrand.“ Auch die Ju-
gendlichen sind gegen den Verkauf. 
Sie müssten mit dem Fahrrad oder 
der U-Bahn fahren, um künftig in ih-
rer Freizeit Fußball spielen zu kön-
nen. Nach Bekanntwerden der Plä-
ne haben sich die Bürger erfolglos 
mit Protestbriefen an die Bezirksver-
sammlung Bergedorf gewendet. Nun 
haben sie die Bürgerinitiative „Kein  
Bolzplatzverkauf“ gegründet. Sie hof-
fen, auf diese Weise auch Fürspre-
cher von anderen Bürgern und Poli-
tikern zu erhalten. 

Das Bezirksamt Bergedorf möch-
te den Bolzplatz dennoch verkau-
fen. „Nicht nur der Erhalt des jetzi-
gen Bolzplatzes kostet viel Geld. Der 
Bolzplatz ist mittlerweile in die Jah-
re gekommen. Eine Sanierung wür-
de viel Geld kosten. Dieses ist ein-
fach nicht vorhanden“, sagt Herr 
Opperstett, ein Vertreter der Bezirks-
versammlung. Er argumentiert, dass 
es noch an anderen Stellen in Berge-
dorf Bolzplätze gibt, die die Famili-
en nutzen können. „Wir müssen das 
Geld in wichtigere Projekte investie-
ren. Auch an anderen Stellen müssen 
wir leider sparen.“ 
Verkauft werden soll das Gelände an 
einen Supermarktbetreiber. Die mög-
lichen zukünftigen Betreiber hof-
fen in einer Nachbarschaft mit Fa-
milien auf viele Kunden. Justin, der 
seine Nachmittage häufi g auf dem 
Bolzplatz verbringt, sieht das jedoch 
skeptisch: „Einen Supermarkt haben 
wir bereits an der nächsten Haupt-
straße, aber wir haben nur einen 
Bolzplatz. Die Politiker scheinen gar 
nicht zu sehen, was wir wollen, aber 
das sollte doch auch zählen, oder?“ 

Bolzplatz soll Wohnungen weichen
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Aufgaben
1.  Beschreibe, warum die Menschen sich an politischen Entscheidungen 

beteiligen wollen (M 1, M 2).

2.  Erläutere, in welcher Phase sich die Bürgerinitiative „Rettet den Bolzplatz“ 

befi ndet. Entwirf anschließend Lösungsmöglichkeiten, die in Phase 7 

denkbar wären (M 1, Schülerband M 3, S. 29).

3. a)  Erstelle eine Tabelle und ordne die Beteiligungsformen nach den 

 Kategorien a) „sich informieren“, b) „seine eigene Meinung zum 

 Ausdruck bringen“ und c) „sich organisieren“(Schülerband M 5, S. 31).

 b)  Erstelle ein Flugblatt, das die Bürgerinitiative „Kein Bolzplatzverkauf“ 

(M 1) in der Nachbarschaft verteilen könnte, um für ihr Anliegen zu 

werben.

4.  Recherchiere im Internet nach weiteren Bürgerinitiativen in Hamburg und 

stelle ihr Anliegen vor. 

M 2 Bürger nehmen ihre Interessen wahr

Immer dort, wo Menschen zusam-
men leben, gibt es unter ihnen und 
zwischen ihnen verschiedene Inte-
ressen, auf welche Weise die Ange-
legenheiten der Gesellschaft geregelt 
werden sollen. In Hamburg leben 
ca. 1,8 Millionen Menschen zusam-
men. Da ist es nicht verwunderlich, 
dass es viele verschiedene Ansichten 
gibt, wie die Politik auf Dinge des all-
täglichen Lebens reagieren soll. Alle 
Bürger wählen zwar die politischen 
Entscheidungsträger, doch kann es 
trotzdem passieren, dass sie mit ei-
ner anstehenden Entscheidung nicht 
einverstanden sind, wenn diese ihre 
Interessen nicht berücksichtigt. Das 

Interesse der Bürger, Einfl uss zu neh-
men, ist in der Regel dann am größ-
ten, wenn eine Veränderung sie di-
rekt betrifft oder ein Zustand sich so 
verändert hat, dass sie sich eine neue 
Regelung wünschen. Dies kann z. B. 
der Bau einer neuen Straße oder der 
Abriss eines Gebäudes sein. Auch Ju-
gendliche können gegen eine politi-
sche Entscheidung sein oder wollen 
diese entsprechend ihrer Interessen 
beeinfl ussen. Obwohl sie noch nicht 
wählen können, gibt es für sie ver-
schiedene Möglichkeiten, sich an po-
litischen Entscheidungen zu beteili-
gen bzw. diese zu beeinfl ussen. 
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Brauchen wir mehr direkte Demokratie? 

M 3 Bürgerentscheid gegen Teilverkauf des Freibades Ohlsdorf

Die Bürger des Bezirkes Hamburg 
Nord haben entschieden, dass ein 

Teil des Freibades Ohlsdorf 
nicht verkauft werden darf. 
An dem Bürgerentscheid hat-
ten sich mehr als 41.100 
Menschen aus dem Bezirk 
Nord beteiligt. 84,5 Prozent 
stimmten für die Vorlage der 

Bürgerinitiative „Rettet das 
Freibad Ohlsdorf“. Damit ha-

ben mehr als 34.700 Menschen für 
den Erhalt von zwei 50-Meter-Außen-
becken gestimmt. Rund 15.400 Bür-
ger stimmten für die Vorlage der Be-
zirksversammlung Nord, mit der ein 
Verkauf von rund 10.000 Quadratme-
tern Freibadfl äche, auf der 80 Woh-
nungen entstehen sollten, verbunden 
gewesen wäre. Damit ist die Vorlage 
des Bürgerbegehrens angenommen 
und die der Bezirksversammlung ab-
gelehnt worden. 

Mit dem Erlös aus dem Verkauf ei-
nes Teiles des Grundstückes sollte 
der Rest des Schwimmbades Ohls-
dorf für ca. 12 Millionen Euro saniert 
werden. Geplant waren ein beheiztes 
25-Meter-Außenbecken und zusätz-
lich ein 20-Meter-Becken im Hallen-
badbereich. Die Betreibergesellschaft 
der Hamburger Schwimmbäder sieht 
für eine Sanierung des Schwimmba-
des nach dem Ergebnis des Volks-
entscheides nun keine fi nanziellen 
Möglichkeiten mehr. Da die Außen-
becken saniert werden müssen, ist 
eine Stilllegung dieser möglich. Die 
Initiatoren der Bürgerinitiative wol-
len jedoch nun mit Nachdruck da-
für sorgen, dass die Bezirksversamm-
lung die Betreibergesellschaft dazu 
bewegt, das Schwimmbad dennoch 
zu sanieren.

nach: Hamburger Abendblatt, 28.4.2009
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Freibäder sind bei den 
Bürgern beliebt, doch im 
Unterhalt sehr teuer. 
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M 4 Bürgerentscheide und Volksentscheide in Hamburg

In Hamburg ist zu unterscheiden 
zwischen einem Volksentscheid, 
bei dem die Bürger in der gesamten 
Stadt abstimmen und einem Bürger-
entscheid, bei dem nur die Bürger in 
einem der sieben Hamburger Bezir-
ke abstimmen. Grundsätzlich aus-
genommen von Bürgerentscheiden 
sind Haushaltspläne und Steuern. 
In § 32 des Hamburger Bezirksver-
waltungsgesetzes werden die Bürger-
entscheide in den sieben Ham-
burger Bezirken geregelt. Zu allen 

Angelegenheiten, mit denen sich die 
Bezirksversammlungen befassen, 
können die Bürger des Bezirks ein 
Bürgerbegehren beantragen. Es ist 
erfolgreich, wenn 3 % der wahlbe-
rechtigten Bürger eines Bezirkes das 
Bürgerbegehren unterstützen. Wenn 
die Bezirksversammlung nicht inner-
halb von zwei Monaten dem Anlie-
gen des Bürgerbegehrens zustimmt, 
kommt es zum Bürgerentscheid, bei 
dem die Bezirksversammlung eine 
konkurrierende Vorlage zur Abstim-
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mung stellen kann. Der Bürgerent-
scheid ist angenommen, wenn die 
Mehrheit sich für eine Vorlage aus-
spricht. 
Das Verfahren für Volksentschei-
de in der gesamten Stadt regelt die 
Verfassung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg in den § 48 und § 50. 
Hamburger Bürger können durch 
eine Volksinitiative die Hambur-
ger Bürgerschaft dazu veranlassen, 
sich mit einem bestimmten Gegen-
stand zu befassen oder die Änderung 
oder Aufhebung eines Gesetzes for-
dern. Eine Volksinitiative kommt zu-
stande, wenn 10.000 wahlberechtig-
te Bürger mit ihrer Unterschrift die 
Volksinitiative unterstützen. Wenn 
die Bürgerschaft vier Wochen nach 
Eingang der Volksinitiative kein Ge-
setz beschließt, das der Vorlage der 
Volksinitiative entspricht, können 
die Initiatoren der Volksinitiative ein 
Bürgerbegehren beantragen. Das 
Bürgerbegehren wird vom Hambur-
ger Senat durchgeführt, doch dür-
fen die Initiatoren auch auf eige-
nen Listen Unterschriften sammeln. 

Das Bürgerbegehren 
ist erfolgreich, wenn es 
von 20 % der wahlbe-
rechtigten Hamburger 
durch ihre Unterschrift 
unterstützt wird. So-
fern die Bürgerschaft 
auch dieses Mal inner-
halb von vier Mona-
ten keinen Beschluss 
fasst, der der Vorla-
ge der Initiatoren ent-
spricht, kommt es zum 
Volksentscheid. Dann 
dürfen die Hamburger 
über die Annahme oder 
die Ablehnung des Ge-
setzes entscheiden. Die 
Bürgerschaft kann eine alternative 
Vorlage ebenfalls zur Abstimmung 
stellen. Ein Volksentscheid ist erfolg-
reich, wenn die Mehrheit der Ab-
stimmenden einer Vorlage zustimmt 
und sie zudem die Zustimmung von 
20 % der Wahlberechtigten erhält.

nach: Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG) und 
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
(HmbVerf), Stand: 9.12.2011
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Aufgaben
1.  Fasse zusammen, worum es bei dem Bürgerentscheid in M 3 ging und 

welche Folgen das Ergebnis hat bzw. haben könnte. 

2.  Erstelle ein Schaubild, in dem die Abläufe der Bürger- und Volksentschei-

de (M 4) dargestellt werden. 

3.  Recherchiert im Internet, über welche politischen Fragen es in ganz Ham-

burg einen Volksentscheid gab. Beschreibt, worum es dabei ging und wie 

die Bürger entschieden haben. 

4.  Ordne die Argumente, die für bzw. gegen mehr direkte Demokratie spre-

chen. Wähle die Argumente, die dir auf beiden Seiten jeweils am wichtigs-

ten erscheinen (Schülerband M 8 / M 9, S. 33).

5.  Beurteile abschließend, ob die Bürger grundsätzlich über mehr politische 

Fragen abstimmen können sollten.

eigene Darstellung 
(vereinfacht)

Abstimmungszettel

für den Bürgerentscheid mit Vorlagen der 
 Bürgerinitiative und der Bezirksversammlung 

Hamburg Nord zur Zukunft des Schwimm-
bades Ohlsdorf

Vorlage der Bürgerinitiative: Sind Sie dafür, dass 
die Bezirksversammlung der Bebauung eines Teils 
des Freibades die Zustimmung verweigert?

Ja  Nein 

Vorlage der Bezirksversammlung: Sind Sie dafür, 
dass der Bebauungsplan fortgeführt wird?

Ja  Nein 

Stichfrage: Falls sowohl die Vorlage der Bürgeriniti-
ative und die der Bezirksversammlung die Mehrheit 
erhält, welche würden Sie bevorzugen?

 Die Vorlage der Bürgerinitiative

 Die Vorlage der Bezirksversammlung
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Demokratie lebt vom Einsatz ihrer Bürger. Um Einfl uss auf politische Ent-

scheidungen zu nehmen, stehen den Bürgerinnen und Bürgern verschiede-

ne Beteiligungsformen zur Verfügung. Auch Jugendliche haben Möglichkei-

ten, ihre Ziele zu formulieren und sich politisch zu beteiligen. Sie können 

z. B. Mitglieder in den Jugendorganisationen von Parteien werden oder an 

Demonstrationen mitwirken. Bürgerinitiativen sind Zusammenschlüsse 

von Menschen, die gemeinsam ein Ziel verfolgen. Meistens geht es dabei 

um Veränderungen und Projekte, die die Lebenswelt der Bürger direkt be-

treffen. Durch eine Bürgerinitiative wollen die Bürger gemeinsam auf ihre 

Interessen hinweisen und politische Entscheidungen zu ihren Gunsten be-

einfl ussen. Für das Funktionieren einer Gesellschaft ist die politische Teilha-

be und Teilnahme der Bürgerinnen und Bürger unverzichtbar. 

In Hamburg haben die Bürgerinnen und Bürger durch Bürgerentscheide 

und Volksentscheide die Möglichkeit, direkt über politische Probleme abzu-

stimmen. In den Bezirken müssen 3 % der wahlberechtigten Bürger ein Bür-

gerbegehren einreichen, woraufhin es zu einem Bürgerentscheid kommen 

kann, wenn die Bezirksversammlung nicht zugunsten des Bürgerbegeh-

rens entscheidet. Zu einem Volksentscheid in der gesamten Stadt kommt 

es, wenn die Bürgerschaft sowohl nach einer Volksinitiative als auch einem 

Volksbegehren dem Willen der Initiatoren nicht entspricht. 

Politische 

Partizipation 

M 1, M 2

Direkte 

Demokratie

M 3, M 4
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Wie politisch ist die Jugend in Deutschland?

Klaus Hurrelmann ist ein deutscher Sozialwissenschaftler. Er leitet die Shell-Studie, bei der Sichtwei-

sen, Stimmungen und Erwartungen von Jugendlichen in Deutschland ermittelt werden. Die letzte Studie 

 wurde 2010 veröffentlicht.

ZEIT ONLINE: Was ist ihre Prognose: Wie tickt die Jugend 2010? […]

Hurrelmann: Zu unserer Überraschung: ungeheuer sachlich. „Pragmatische Generation“, haben wir 

sie 2006 genannt. Es gab damals eine unheimlich hohe Bereitschaft, in die eigene Bildung zu in-

vestieren. Man konnte von einer auffallend hohen Karriereorientiertheit sprechen, fast von einem 

Schuss Opportunismus1. Nach Kritik und Unzufriedenheit mussten wir fast mit der Lupe suchen. 

Was wir allerdings festgestellt haben, war ein ziemlich hoher Angstpegel. 50 Prozent der Jugend-

lichen spürten Druck im Alltag.

ZEIT ONLINE: Dabei war 2006 die Krise noch nicht einmal so allgegenwärtig wie heute ...

Hurrelmann: Eben. Eine Vermutung ist, dass der gefühlte Druck zugenommen haben dürfte.

ZEIT ONLINE: Irgendwann muss sich doch der Druck entladen oder ein Ventil suchen. Rechnen sie 

mit einer Repolitisierung oder gar Radikalisierung der Jugend?

Hurrelmann: Es gibt verschiedene Ventile: Das abgespaltene untere Fünftel der Generation ist ag-

gressiver als früher. Sie suchen Sündenböcke, verarbeiten den Druck nach außen. Es ist sicher kein 

Zufall, dass fremdenfeindliche Gewalt zunimmt. Auch die jüngsten linken Ausschreitungen, etwa 

in Berlin, weisen allgemein auf ein gestiegenes Gewaltpotenzial bei den Jüngeren hin. Andere wei-

chen vor dem Druck aus, nehmen Drogen, fl üchten sich in Computerspiele. Ebenfalls ansteigend 

und noch wenig untersucht ist die Anzahl depressiver Jugendlicher.

ZEIT ONLINE: Aber politisch ...

Hurrelmann: Politisch im klassischen Sinn ist die heutige Jugend nicht. Im Gegenteil. Das Interesse 

für Politik ist auf einem historischen Tiefpunkt: Heute schätzt sich nur noch ein Drittel als politisch 

ein, in den siebziger Jahren waren es noch zwei Drittel einer Generation. Aber, meine Hypothese ist: 

Das Politische wird wieder zunehmen.

ZEIT ONLINE: Wieso?

Hurrelmann: Es gibt neuen Zündstoff: etwa durch die doppelten Abiturjahrgänge in Folge der Gym-

nasial-Verkürzung auf acht Jahre, die jetzt die Schulen verlassen. Dadurch [...] kommt es zu einem 

großen Konkurrenzkampf und zu einer Verstopfung der Uni-Zugänge. Nicht einmal mehr die Besten 

eines Jahrgangs können sich sicher sein, den bevorzugten Studienplatz zu erhalten. Das provoziert 

eine Gegenbewegung, wie wir in diesem Wintersemester bei den Hochschul-Streiks gesehen haben. 
Interview: Michael Schlieben, Zeit online, 17.3.2010

1 Opportunismus = eine günstige Gelegenheit ohne Rücksicht auf andere ausnützen

Aufgaben

1.  Fasse die zentralen Aussagen von Klaus Hurrelmann zusammen.

2.  Nimm Stellung und verfasse dazu einen Eintrag für einen Blog (oder einen Leserbrief), der sich 

mit der Frage „Wie politisch ist die Jugend in Deutschland?“ befasst.
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2.3 Politik in Bezirk und Stadt
Politik in den Hamburger Bezirken

M 1  Senat zieht Genehmigungsverfahren 
für Möbelhausbau an sich

Seit einigen Jahren schon schwelt der 
Konfl ikt um die mögliche Innenstadt-
fi liale einer großen Möbelhauskette in 
Hamburg-Altona. Die Möbelhausket-
te hatte bereits 2009 ein leerstehen-
des Gebäude in der Altonaer Innen-
stadt gekauft, um dort eine Filiale zu 
errichten. In der Folge entstanden so-
wohl eine Bürger initiative „Pro“, die 
für den Bau war, als auch eine Bür-
gerinitiative „Kontra“, die gegen den 
Bau war. Auf der Seite der Gegner, 
die sich vor allem aus Anwohnern 
formierte, wurden unter anderen 
die stark zunehmende Verkehrsbe-
lastung und erhöhte Mieten als Ar-
gumente genannt. Die Befürworter, 
die sich überwiegend aus ansässi-
gen Geschäftsleuten und Inhabern 
von Läden in der Nähe des Neubaus 

formierten, befürchten, dass die Ge-
gend verfallen wird, wenn es keinen 
großen Investor gibt, der neue Kun-
den in den Stadtteil führt.
Die Entscheidung über das Bauvorha-
ben lag beim Bezirk Hamburg-Alto-
na. Nachdem die erforderlichen Un-
terschriften eingereicht wurden, kam 
es nach einem Bürgerbegehren der 
Befürworter jedoch zu einem Bürge-
rentscheid. Im Januar 2010 sprachen 
sich dabei 77,2 Prozent der Bürger 
für den Bau aus und 22,9 Prozent da-
gegen. Nachdem nun die Gegner ein 
weiteres Bürgerbegehren einleiten 
wollten, entschied der Senat, dass er 
das Genehmigungsverfahren für den 
Bau vom Bezirk abziehen werde, um 
dieses nun selbst durchzuführen und 
darüber zu entscheiden. 
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M 2 Die Hamburger Bezirke – Aufgaben und Grenzen

In Hamburg gibt es keine kommuna-
le Ebene wie in den Flächenbundes-
ländern (vgl. Schülerband, S. 40/41). 
Die Gemeinden der Flächenbundes-
länder nehmen eigenständig Aufga-
ben wahr und können durch eigene 
Steuereinnahmen auch selbständig 
über die Verwendung von Mitteln be-
stimmen. 
In Hamburg gibt es insgesamt sieben 

Bezirke, in denen die Bezirksämter 
und die Bezirksversammlungen Auf-
gaben wahrnehmen. Hierzu gehören 
unter anderem das Bau-, Melde- und 
Wohnungswesen. Die Bezirksver-
sammlungen werden alle vier Jahre 
von den Bürgerinnen und Bürgern 
des Bezirks gewählt. Das Bezirksamt 
unterrichtet die Bezirksversammlung 
laufend über die Führung der Ge-



40

20

© C. C. Buchner

schäfte und die künftigen Vorhaben. 
Die Bezirksversammlung kann in al-
len Angelegenheiten, für die das Be-
zirksamt zuständig ist, bindende Be-
schlüsse fassen. 
Eine Entscheidung des Senats kann 
die Bezirksversammlung nicht än-
dern. Die Bezirksversammlung hat 
das Recht, Einspruch gegen eine Ent-
scheidung des Bezirksamtes einzule-
gen und den Senat hierzu anrufen. 
Der Senat entscheidet dann über das 
weitere Vorgehen.
Dem Bezirksamt steht ein Bezirks-
amtsleiter vor, der von den Bezirks-
versammlungen vorgeschlagen und 
vom Senat ernannt wird. Der Be-
zirksamtsleiter regelt die alltäglichen 
Amtsgeschäfte im Bezirk. Den Bezir-
ken werden Mittel vom Senat zuge-
teilt, die sie für die Erledigung von 
Bauvorhaben nutzen können. Über 
die Höhe entscheidet die Hamburger 

Bürgerschaft nach einem Vorschlag 
des Senats. Dabei können nach § 36  
BezVG Zuweisungen unterschieden 
werden, bei denen die Bezirke einen 
gewissen Spielraum über die Ver-
wendung haben, und Zuweisungen, 
bei denen sie an klare Vorgaben ge-
bunden sind. 
Der Senat hat aber das Recht der 
Evokation, d. h. er kann den Bezirks-
ämtern eine Angelegenheit entzie-
hen und selbst darüber entscheiden, 
wenn er ein gesamtstädtisches Inter-
esse in einer Angelegenheit feststellt. 
Die Bezirke werden im Vergleich mit 
den kommunalen Ebenen in den Flä-
chenbundesländern auf Grund ihrer 
eingeschränkten Befugnisse oft nur 
als dezentrale Verwaltungseinheit 
bzw. als Erfüllungshelfer des Senats 
bezeichnet.

nach: Bezirksverwaltungsgesetz, BezVG (2011)
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Aufgaben
1.  Fertige für den Konfl ikt in M 1 eine Konfl iktanalyse an (Schülerband M 4, 

S. 30).

2.  Fasse zusammen, welche Aufgaben die Hamburger Bezirke haben und wo 

Grenzen ihres Handelns liegen (M 2).

3.  Beurteile (ggf. im Vergleich mit den Rechten der Gemeinden, vgl. Schü-

lerband, S. 40 ff.), ob die Bezirke tatsächlich nur „Erfüllungsgehilfen des 

Senats“ (M 2) sind. Gehe dabei auch auf den Konfl ikt in M 1 ein.

Evokation = das Recht 
einer politischen Ebene, 
Entscheidungen von einer 
untergeordneten Ebene an 
sich zu ziehen und selbst 
zu entscheiden. 
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Das politische System Hamburgs

M 3 Aus den Nachrichten – was stimmt da nicht?
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Hamburg ist als Stadtstaat sowohl ein 
Bundesland als auch eine Gemein-
de, d. h. dass der Senat und die Bür-
gerschaft Funktionen und Aufgaben 
haben, die in den anderen Bundes-
ländern jeweils auf die Landesparla-
mente bzw. Landesregierungen und 
die Gemeinden verteilt sind. 
Zur Kommunalpolitik gehören z. B. 
Entscheidungen über Baumaßnah-
men. Zu den Aufgaben des Bundes-

landes Hamburg gehören z. B. die 
Bildungspolitik, das Polizeiwesen 
und die Kulturpolitik. In diesen Be-
reichen entscheiden die Hamburger 
alleine über Gesetze oder Neuerun-
gen. Über viele Fragen, die das ganze 
Bundesgebiet Deutschland betreffen, 
entscheiden die Verfassungsorgane in 
Hamburg nicht. Hierzu gehören z. B. 
die Verteidigungspolitik, die Wäh-
rungspolitik oder das  Postwesen. 

M 4 Hamburg – Stadt und Bundesland

Verfassungsorgan = 
Einrichtung im politischen 
System, deren Zustän-
digkeiten, Rechte und 
Pfl ichten in einer Verfas-
sung festgeschrieben sind. 
Verfassungsorgane sind 
in der Regel die höchsten 
Organe in einem Land oder 
Staat.
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Die Bürgerschaft – Vertretung der 
Hamburger Bürger
Die Bürgerschaft ist das Landespar-
lament des Stadtstaates Hamburg. 

Sie setzt sich zusammen aus Ab-
geordneten, die alle vier Jahre di-
rekt vom Volk gewählt werden. 
Die Hamburger Bürgerschaft be-

schließt die Landesgesetze und den 
Haushalt der Stadt Hamburg. 

Bei der Wahl der Abgeordneten, d. h. 

bei der Wahl zur Hamburger Bürger-
schaft, gelten die Grundsätze einer 
demokratischen Wahl. Die Abgeord-
neten, die der gleichen Partei ange-
hören, bilden in der Bürgerschaft 
eine Gruppe, die sogenannte Frakti-
on. Wenn nach der Wahl keine Frak-
tion mehr als 50 % aller Abgeordne-
tensitze hat, bilden zwei oder mehr 
Fraktionen, die in den nächsten Jah-
ren zusammenarbeiten wollen und 

M 5 Die Hamburger Verfassungsorgane

Bürgerschaft beschließt Bau eines 
Konzerthauses im Hamburger Hafen.

Parteien einigen sich in der 

Bürgerschaft auf Gesetz zu 

Bundeswehreinsätzen.

Im Hamburger Rathaus wird über eine Währungsreform beraten.

Gesetz über Neustrukturierung 

der Hamburger Polizei 

tritt in Kraft.
Senat bringt Gesetzesvorlage zur 

Schulreform in die Bürgerschaft ein.
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Aufgaben
1.  Überprüfe, welche Entscheidungen in den Schlagzeilen tatsächlich in 

Hamburg getroffen werden können und welche nicht (M 3, M 4).

2.  Erstelle ein Schaubild, in dem du das Beziehungsgefüge und die Aufgaben 

der Hamburger Verfassungsorgane darstellst (M 5). 

3.  Vergleiche den Aufbau, die Aufgaben und die Zusammensetzung der 

Hamburger Verfassungsorgane mit den Organen der Schülervertretung. 

Welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede kannst du feststellen?
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5

sie zuständig sind, z. B. Stadtent-
wicklung und Umwelt, Kultur oder 
Schule und Berufsbildung. Der Se-
nat führt die Hamburger Verwal-
tung und entscheidet dabei über 
Angelegenheiten von allgemeiner 
Bedeutung. Er kann durch Evoka-
tionen Angelegenheiten von den 
Bezirken abziehen und selbst ent-
scheiden. Der Senat repräsentiert die 
Stadt Hamburg gegenüber anderen 
Ländern und Staaten.

ständig für Beschwerden gegen 
die Gültigkeit einer Wahl und von 
Volksentscheiden. Die Mitglieder 
des Hamburgischen Verfassungs-
gerichts werden von der Bürger-
schaft für sechs Jahre gewählt.
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die gemeinsam die Mehrheit aller 
Abgeordneten in der Bürgerschaft 
besitzen, eine Koalition. 
Mit den Stimmen der Mehrheits-
fraktion oder der Koalition wählt 
die Bürgerschaft den Ersten Ham-
burger Bürgermeister. Die Bürger-

schaft bestätigt zudem die weiteren 
Senatoren und kontrolliert die Arbeit 
des Senats, z. B. indem Abgeordne-
te Anfragen zu bestimmten Themen 
an den Senat richten, die der Senat 
 beantworten muss. 

Der Senat – Hamburgs Regierung
Der Hamburger Senat ist die Landes-
regierung des Stadtstaates Hamburg. 
Der Präsident des Senats ist der Ers-
te Bürgermeister (in den Flächen-
bundesländern: Ministerpräsident). 
Der Bürgermeister schlägt die weite-
ren Mitglieder des Senats, die Sena-
toren (in den Flächenbundesländern: 
Minister), vor, die von der Bürger-
schaft bestätigt werden. Die Senato-
ren haben eigene Bereiche, für die 

Das Hamburgische Verfassungs-
gericht – Hamburgs höchstes 
 Gericht
Das Hamburgische Verfassungsge-
richt entscheidet bei Fragen der  Zu-
ständigkeit zwischen dem Senat und 
der Bürgerschaft. Es ist zudem zu-



43

Mitwirkung in Schule, Bezirk und Stadt 

23

© C. C. Buchner

Wie entsteht ein Gesetz in Hamburg?

Das von der Hamburger Bürgerschaft beschlossene neue Nichtraucher-
schutzgesetz trat am 1.1.2010 in Hamburg in Kraft. Demnach ist das Rau-
chen nur noch in Bars und Gaststätten erlaubt, in denen keine Speisen ange-
boten werden. Der Gesundheitssenator ist der Ansicht, dass mit dem Gesetz 
Nichtraucher besser vor den Gefahren des Passivrauchens geschützt werden. 
nach: Die Welt. 31.12.2009

M 6 Neues Nichtraucherschutzgesetz für Hamburg 
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Wo die Gesetze herkommen
Bevor sich die Hamburger Bürger-
schaft mit einem Gesetz befasst und 
darüber abstimmt, müssen die Geset-
ze formuliert werden und in die Bür-
gerschaft eingebracht werden. Das 
Initiativrecht, d. h. das Recht, Geset-
ze in die Bürgerschaft einzubringen, 
über die dann debattiert und abge-
stimmt wird, haben der Senat, eine 
Gruppe von Abgeordneten aus der 
Bürgerschaft oder Gruppen von Bür-
gern (vgl. Volksgesetzgebung). Die 
meisten Gesetzesvorschläge kom-
men vom Senat. Als Verfassungsor-
gan, welches die Gesetze ausführt, er-
mittelt der Senat, wo Schwierigkeiten 
bei der Ausführung von Gesetzen be-
stehen oder wo neue Regelungen be-
nötigt werden. Die Senatoren verfü-
gen durch die Behörden zudem über 
eine Verwaltung, die in der Lage ist, 
auch komplizierte Gesetzestexte zu 
 entwerfen. 

Beratung und Entscheidung in der 
Bürgerschaft
Nachdem ein Gesetz in die Bürger-
schaft eingebracht wurde, werden 
viele Gesetze nach einer ersten Debat-

te an die Fachausschüsse überwiesen. 
Die Anzahl der Abgeordneten in den 
Ausschüssen orientiert sich an der 
Größe der Fraktionen in der Bürger-
schaft. In den Ausschüssen sitzen oft 
die Experten der Fraktionen. Zu vie-
len Bereichen der Politik gibt es einen 
speziellen Ausschuss, wie z. B. den 
Schulausschuss oder den Stadtent-
wicklungsausschuss. Die Ausschüsse 
bereiten die Debatten und Beschluss-
fassung im Plenum der Bürgerschaft 
vor. Es werden oft auch Experten 
eingeladen oder es fi nden öffentli-
che Anhörungen statt. Die Ausschüs-
se legen ihre Ergebnisse dem Bürger-
schaftsplenum vor. In allen Phasen 
haben die Abgeordneten die Möglich-
keit, ihre Ansichten zu nennen und 
in die Diskussion einzubringen. Die 
Fraktionen positionieren sich dabei 
oft gemäß ihrer politischen Program-
me zu einem Gesetz. 
In der Bürgerschaft wird in zwei Le-
sungen beraten und abgestimmt. 
Durch die zweimaligen Lesungen sol-
len übereilte Beschlüsse möglichst 
ausgeschlossen werden und ausrei-
chend Zeit zur Beratung und für Än-
derungen vorhanden sein. 

M 7 Der Gesetzgebungsprozess  
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M 8 Der Gesetzgebungsprozess im Überblick

60

65

70

Das Gesetz tritt in Kraft
Wenn die Bürgerschaft ein Gesetz mit 
der Mehrheit der Stimmen beschlos-
sen hat, wird es an den Senat wei-
tergeleitet. Der Senat muss Gesetze 
innerhalb eines Monats im Hambur-
gischen Gesetz- und Verordnungs-

blatt veröffentlichen. In diesem wer-
den alle Entscheidungen des Senats 
und die Gesetze der Bürgerschaft ein-
getragen. Nach der Veröffentlichung 
tritt das Gesetz in der Regel am dar-
auffolgenden Tag in Kraft.
nach: www.hamburgische-buergerschaft.de, Stand: 2012.

Gesetzentwurf
1. Senat
2. Gruppe von Abgeordneten der Bürgerschaft
3. Volksinitiativen

wird eingebracht

Weiterleitung

Veröffentlichung

Bürgerschaft
 Beratung in den Ausschüssen
 1. Lesung 

 (Beratung und Abstimmung)
 2. Lesung 

 (Beratung und Abstimmung)

Verkündung 
des Gesetzes im Hamburgischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt. Gesetz tritt i.d.R. einen Tag 
später in Kraft

Senat
Ausfertigung des Gesetzes

Volksgesetzgebung
Bei Ablehnung einer Volksinitiative

 Möglichkeit des Volksbegehrens
Bei Ablehnung des Volksbegehren

 Möglichkeit des Volksentscheids  

Aufgaben
1.  Erkläre deinem Sitznachbarn, wie der Gesetzgebungsprozess in Hamburg 

funktioniert (M 7, M 8). 

2.  Bringe die Etappen des Nichtraucherschutzgesetzes (Randspalte) in die 

richtige Reihenfolge.

3.  Recherchiere, ob der Konfl ikt um das Nichtraucherschutzgesetz mit dem 

Inkrafttreten des Gesetzes beendet wurde oder ob das Problem weiter 

besteht.

Stationen des Nicht-
raucherschutzgesetzes

Fraktion bringt Nicht-

rauchergesetz in die 

 Bürgerschaft ein. 

Neues Nichtraucher-schutzgesetz wird im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt veröffentlich.

Vor Abstimmung: 

 Bürgerschaft debattiert 

über das Nichtraucher-

gesetz. 

Das neue Nichtraucher-gesetz wird in 1. Lesung angenommen.

Das Nichtrauchergesetz 

wird in 2. Lesung ange-

nommen und ist damit 

beschlossen.

Im Senat wird über ein neues Nichtraucher-gesetz beraten, bei dem die Erfahrungen mit dem bisherigen Gesetz  diskutiert werden.

Der Senat fertigt 

das neue Nichtraucher-

schutzgesetz aus. 

Ausschusses für  Gesundheit und  Verbraucherschutz berät über  Nichtrauchergesetz.
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Wahlrecht – Wie wird in Hamburg gewählt?

M 9 Wahlkampf in Hamburg

M 10 Warum Wahlkampf?

Sowohl die Abgeordneten der Be-
zirksversammlung als auch der Bür-
gerschaft müssen sich der Wahl der 
Bürger stellen, bevor sie in die je-
weiligen Parlamente einziehen kön-
nen. Wahlen sind ein wesentliches 
Element von Demokratien, da durch 
sie die Bürgerinnen und Bürger ih-
rem politischen Willen direkt Aus-
druck verleihen können. Vor einer 
Wahl kämpfen die Kandidaten des-
halb um Wählerstimmen. Dabei stel-
len die Kandidaten den Wählerin-
nen und Wählern im Wahlkampf vor, 
was sie tun wollen, wenn sie gewählt 

werden würden. Sie versuchen, die 
Wählerinnen und Wähler von sich 
und ihrem politischen Ansichten und 
Programmen zu überzeugen. Ziel ist 
es vor allem, unentschlossene Wäh-
ler zur Wahl eines Kandidaten zu be-
wegen. Hierfür stellen sie Plakate mit 
Wahlkampfslogans in der Stadt auf, 
informieren die Bürger an Informa-
tionsständen, laden zu Wahlkampf-
veranstaltungen ein oder stellen ihre 
Ziele und Ansichten im Internet vor. 
Auf diese Weise können sich die Bür-
ger über die Einstellungen und Ziele 
der Kandidaten informieren.
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Tipp
Unter www.hamburg.de/
hamburg-wahlen/2644256/
stimmzettel.html fi nden 
sich Musterstimmzettel 
und anschauliche Informa-
tionen zum Wahlsystem in 
Hamburg.
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Das Wahlrecht für die Wahl zur 
Hamburger Bürgerschaft wird in 
mehreren Gesetzen genau festgelegt. 
Ein wesentliches ist das Gesetz über 
die Wahl zur Hamburgischen Bür-
gerschaft (BüWG). Dieses führt z. B. 
aus, dass die Bürgerschaft „[…] nach 
den Grundsätzen einer mit der Per-
sonenwahl verbundenen Verhältnis-
wahl gewählt“ wird. 
Das bedeutet, dass die Wähler auf 
einer Liste entscheiden können, 
welchen Abgeordneten sie wählen 
möchten. Die Wähler haben insge-
samt zehn Stimmen. Fünf davon fal-
len auf die Landesliste. Hier können 
die Wähler entweder einer Partei 
oder den einzelnen Kandidaten der 
Partei bis zu fünf Stimmen geben. 
Dies wird als kumulieren bezeichnet. 
Sie können ihre Stimmen aber auch 
auf verschiedene Parteien und Kan-
didaten verteilen. Dies nennt man 
panaschieren. Durch ihre Stimmab-
gabe können sie also nicht nur beein-
fl ussen, welche Partei gewählt wird, 
sondern auch, in welcher Reihenfol-
ge die Kandidaten in den Landtag 
einziehen. Die weiteren fünf Stim-
men können die Wähler auf den 
Wahlkreislisten verteilen. Hier wäh-
len die Hamburger direkt die Kandi-
daten ihres Wahlkreises. Insgesamt 

gibt es in Hamburg 17 Wahl-
kreise. Auch hier können die 
Wähler kumulieren und pana-
schieren. Damit der Wahlzettel 
gültig ist, müssen die Wähler 
auf jeder Liste mindestens ein 
Kreuz oder nicht mehr als fünf 
Kreuze machen. Insgesamt be-
stimmen die Wähler über die 
Wahl von mindestens 121 Ab-
geordneten. 
Während bei den Bezirks-
wahlen auch Bürger aus EU-
Ländern, die ihren ständigen 
Wohnsitz in Hamburg haben, 
wahlberechtigt sind, dürfen 
bei den Wahlen zur Bürger-
schaft nur Bürgerinnen und 
Bürger wählen, die mindestens 
18 Jahre alt sind, die deutsche 
Staatsbürgerschaft besitzen 
und ihren ständigen Wohnsitz 
mindestens drei Monate vor 
der Wahl in Hamburg haben 
(aktives Wahlrecht, d. h. wer 
darf wählen). Sich zur Wahl 
als Kandidat aufstellen lassen 
(passives Wahlrecht) können 
Personen, die die gleichen Vor-
aussetzungen  erfüllen. 

nach: Freie und Hansestadt Hamburg, 
Rechtsgrundlagen für die Wahlen zur Bür-
gerschaft und zu den Bezirksversammlun-
gen am 20. Februar 2011, Januar 2011 

M 11 Mehr als nur eine Stimme – Wahlen in Hamburg

WAHL ZUR

BÜRGERSCHAFT

eeAM 20. FEBRUAR 2011
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MMMMttel mit mehr als 5 Kreuzen ist ungültigMM !MMMMMM

SO GEHTS uu 
Sie können alle Sti ususGesamtliste einer uu Oder Sie kö uuPersonen

M
u

M
u

e MMMM 

M
us

te
rBÜRGERSCHAFTSWAHLKREIS rr5ROTHERBAUM �HARVESTEHUDE rrrrTrrWAHL ZUR

BÜRGERSCHA eeAM 20. FEBRUAR 2011

Stimmzettel für die
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Aufgaben
1.  Fasse zusammen, welche Funktion Wahlkämpfe haben und warum 

 Kandidaten Wahlkampf betreiben (M 10, Schülerband M 4, S. 42).

2.  Erkläre, wie in Hamburg gewählt wird (M 11).

3.  Stelle gegenüber, welche Vor- und Nachteile mit der Möglichkeit des 

 Kumulierens und Panaschierens bei Wahlen verbunden sind (M 11, 

vgl. Schülerband M 5, S. 43). 
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Den Bezirksämtern bzw. den Bezirksversammlungen werden Aufgaben 

übertragen, die diese direkt vor Ort wahrnehmen. Dies betrifft vor allem 

Bauvorhaben sowie das Wohn- und Meldewesen. Der Hamburger Senat 

kann per Evokation jedoch wichtige Angelegenheiten von den Bezirken ab-

ziehen und selbst darüber entscheiden. 

Die Bürgerschaft ist das direkt vom Volk gewählte Parlament, welches über 

Gesetze entscheidet, den Bürgermeister wählt, die Senatoren bestätigt, den 

Senat kontrolliert und die Mitglieder des Hamburgischen Verfassungsge-

richtes wählt. Der Hamburger Senat ist die „Regierung“ der Stadt Hamburg 

und leitet die Hamburger Verwaltung. Das Hamburgische Verfassungsge-

richt entscheidet bei Streitfällen über Zuständigkeiten zwischen Senat und 

Bürgerschaft und bei Beschwerden über Wahlen und Volksentscheide.

Gesetze, die in der Bürgerschaft entschieden werden, können vom Senat, 

von einer Gruppe von Abgeordneten oder von Teilen der Bevölkerung als 

Entwürfe in die Bürgerschaft eingebracht werden. Die wesentliche Arbeit 

an den Gesetzen fi ndet hier in den Ausschüssen statt, bevor im Plenum der 

Bürgerschaft in zwei Lesungen über das Gesetz debattiert und abgestimmt 

wird. Ist ein Gesetz von der Bürgerschaft beschlossen worden, fertigt es der 

Senat aus, es wird im Gesetzblatt veröffentlicht  und tritt am darauffolgen-

den Tag in Kraft. 

Wahlen gelten als die wichtigste Form der politische Einfl ussnahme, da 

sie die Machtverhältnisse eines politischen Gremiums (in der Regel eines 

Parlamentes) festlegen, welches über Gesetze und oft auch  über die Zu-

sammensetzung der Regierung entscheidet. Bei der Wahl zur Hamburger 

Bürgerschaft können die wahlberechtigten Hamburger Bürger auf der Lan-

desliste und der Wahlkreisliste durch Panaschieren und Kumulieren Kandi-

daten und Parteien wählen. 

In Hamburg besitzen aktuell alle Bürger ab dem 18. Lebensjahr das aktive 

und passive Wahlrecht.

Die Hamburger 

Bezirke 

M 2

Politik in 

Hamburg 

M 4, M 5

Gesetzgebung 

in Hamburg 

M 7, M 8

Wahlen in 

Hamburg 

M 10, M 11
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Wahlkampf

Abstimmung über 
die Annahme oder 
Ablehnung eines 
Gesetzes durch 
die Hamburger  

Bürgerinnen und 
Bürger

Aufgabe

Füge die passenden Steine zusammen.

Kumulieren

Das Werben der 
Parteien und 

 Kandidaten für 
ihr Programm vor 

Wahlen 

Lesung

Die Abgabe  
 mehrerer 

 Stimmen für nur 
einen Kandidaten

Wahlen

Die Verteilung 
von Stimmen auf 
mehrere Kandida-

ten bzw. Listen

Bezirk

Abgeordneten-
kammer, sie 

 beschließt die 
 Gesetze und wählt  
den ersten Bürger-

meister

Begriffe-Domino

Verfassungs-
organe

Mittel zur Bestim-
mung der Zusam-
mensetzung von 

Parlamenten

Bürgerschaft

Landesregierung 
von Hamburg, die 

die Verwaltung 
führt und beauf-

sichtigt

Senat

Aussprache /
  Debatte über einen 
Gesetz entwurf im 
Plenum der Abge-
ordnetenkammer

Panaschieren

Unterste 
Verwaltungs-

ebene in Ham-
burg, die über 

einige Aufgaben 
selbst entschei-

den kann 

Volksentscheid

Dazu gehören 
Senat, Bürger-
schaft und Ver-
fassungsgericht
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Nach den Bürgerschaftswahlen in 
Bremen fordert der Jugendfor-

scher Klaus Hurrelmann die 
bundesweite Einführung des 
Wahlrechts ab 16 Jahren. In 
Bremen konnten erstmals bei 
einer Landtagswahl 16- und 
17-Jährige ihre Stimme abge-

ben. Der „Neuen Presse“ sagte 
Hurrelmann: „In einer Demokra-

tie muss immer wieder kritisch hin-
terfragt werden, mit welchem Recht 

wir Teile der Bevölkerung von einer 
Wahl ausschließen.“ Die Entwick-
lung der Jugendlichen habe sich be-
schleunigt, man habe viel Verant-
wortung für seine Bildungslaufbahn, 
für das persönliche Leben, auch oft 
schon weitgehend für finanzielle Be-
lange. „Das spricht dafür, das Wahl-
alter herunterzusetzen“, so der Wis-
senschaftler.

http://www.radiobremen.de/politik/nachrichten/poli-
tikbremenwahlrecht102.html (24.5.2011)Der 16-jährige Felix 

von Mülmann gibt am 
22.05.2011 in Bremen 
seinen Stimmzettel für die 
Bürgerschaftswahl ab.
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Es war der 31. Juli des Jahres 1970, 
als die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages entschieden, das Min-
destwahlalter, das bis dahin bei 21 
Jahren lag, zu senken. Seitdem steht 
in Artikel 38 des Grundgesetzes: 
„Wahlberechtigt ist, wer das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet hat.“ Die 
Geschichte der Demokratie ist auch 
eine Geschichte der Auseinanderset-
zung über das „richtige“ Wahlalter. 
Trotz der Senkung des Wahlalters auf 
18 Jahre blieb die Frage auf der poli-
tischen Tagesordnung und ist bis heu-
te unterschiedlich geregelt. In einigen 
Bundesländern gibt es das Wahlrecht 
ab 16 auf kommunaler Ebene. Es 
wurde in Niedersachsen 1995 erst-
mals eingeführt und ist in § 34 der 
Gemeindeordnung verankert. 

Anschließend haben weitere fünf der 
16 Bundesländer das Wahlalter her-
abgesetzt. In Niedersachsen dürfen 
16-Jährige über die Zusammenset-
zung der Gemeinderäte abstimmen 
und bei Direktwahlen mitentschei-
den, wer neuer Bürgermeister wird. 
Bei Landtags-, Bundestags- und Euro-
pawahlen gilt aber nach wie vor das 
Wahlrecht ab 18 Jahren, mit einer 
Ausnahme: In Bremen dürfen seit 
2011 16- und 17-Jährige die Bürger-
schaft (vergleichbar mit einer Land-
tagswahl) mitwählen. Als erster Staat 
in Europa hat unser Nachbar Öster-
reich 2007 das Wahlalter generell auf 
16 Jahre gesenkt – und damit gute 
Erfahrung gemacht. Die Diskussion 
um das richtige Wahlalter wird des-
halb auch bei uns weitergehen.
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30
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Valentin Nann, Der Streit ums Wahlalter, fluter, 28.5.2002
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Methode

M 25 Fishbowl-Diskussion: das Wahlrecht ab 16

Heute sind im Rathaus sowohl Befürworter als auch 

Gegner des Jugendwahlrechts ab 16 bei Kommunal- 

und Landtagswahlen zu einer Gesprächsrunde zu-

sammengekommen, um über die Frage „Wahlrecht 

ab 16 – ein Fortschritt der Demokratie?“ zu disku-

tieren.

Die Gesprächsrunde erfolgt als Fishbowl-Diskussi-

on, d. h. jeweils drei Befürworter und Gegner des 

Wahlrechts ab 16 wie auch die beiden Moderatoren 

haben feste Plätze am Diskutantentisch. Zwei weite-

re Plätze können zur Diskussion einzelner Aspekte 

vom fachkundigen Publikum zeitweise besetzt wer-

den, um neue Gesichtspunkte einzubringen oder 

konkrete Fragen an einen der Teilnehmer zu stellen. 

Danach muss man seinen Platz wieder räumen. Es 

ist möglich, sich mehrfach in die Diskussion einzu-

schalten. Der Moderator leitet die Diskussion und 

sorgt für die Einhaltung der Gesprächsregeln. 

Ablauf einer Fishbowl-Diskussion

1.  Im ersten Schritt macht ihr euch mit dem Thema 

und der Problemstellung vertraut: Worum geht es 

genau? Führt in einer Abstimmung ein erstes Mei-

nungsbild herbei und haltet es fest.

2.  Bildet Gruppen für die kontroversen Positionen. 

Es empfi ehlt sich, diese Gruppen per Los oder 

nach dem Zufallsprinzip zusammenzustellen. Ihr 

sollt nämlich nicht eure persönliche Meinung wei-

ter ausführen, sondern euch in unterschiedliche 

Standpunkte einarbeiten und diese argumentativ 

vertreten.

3.  Mit Hilfe geeigneter Materialien setzen sich die 

Gruppen mit „ihren“ Positionen auseinander. Da-

bei werden auch Gegenargumente gewürdigt. An-

schließend verständigen sich die Gruppen auf ihre 

Vertreter in der Fishbowl-Diskussion. Die anderen 

fungieren als Beobachter, die sich aber in die Dis-

kussion einschalten können.

4.  Zwei bereiten sich auf ihre Aufgabe als Moderato-

ren (Diskussionsleiter) vor.

5.  Für die Durchführung ist es notwendig, eine geeig-

nete Sitzordnung herzustellen (s. Schaubild).

6.  Die Moderatoren führen in das Thema ein, stellen 

die Vertreter vor und begrüßen die Zuschauer, er-

klären den Ablauf, eröffnen die Diskussion, ertei-

len und entziehen das Wort, achten auf die Zeit 

und beenden die Diskussion. Daraufhin halten 

die Gruppensprecher jeweils ein kurzes Eingangs-

statement (max. 1 Minute). Anschließend erfolgt 

in Rede und Gegenrede der Austausch der Argu-

mente und Gegenargumente (ca. 20 min.)

7.  Möchte einer der Beobachter sich in die Diskus-

sion einschalten, so setzt er sich auf einen freien 

Stuhl. Nachdem er das Wort erhalten und ggf. eine 

Antwort bekommen hat, verlässt er diesen wieder.

8.  In der Auswertung fordern die Moderatoren die 

Beobachter auf, mitzuteilen, welche Argumente 

sie überzeugt haben und welche nicht. Auch den 

Ablauf der Veranstaltung sollen sie bewerten.

9.  Abschließend lösen sich alle von ihren Rollen, und 

es wird eine zweite Abstimmung durchgeführt. 

Das Ergebnis wird mit dem ersten Meinungsbild 

verglichen, Unterschiede werden hinterfragt.

Pro

Zuhörer Zuhörer

Freie Plätze

Moderatoren

Kontra
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Rollenkarten

JUGENDFORSCHER

Du hast an der Durchführung und Ausarbeitung der 
Shell-Jugendstudie mitgewirkt, die in ca. dreijährigen 
Abständen das Verhältnis von Jugend und Politik un-
tersucht. Nach eurer repräsentativen Umfrage mit 
2.500 Befragten im Frühjahr 2010 haben Jugendliche 
heute ein hohes Bewusstsein für die großen Fragen 
der Zeit wie Überalterung der Gesellschaft, Umwelt 
und Bildung. Heute sind die Menschen früher reif, ab 
12 Jahren sprechen wir von Jugendlichen. 14-17-Jährige 
zeigen schon Sympathien für eine Partei und sind ent-
wicklungspsychologisch vergleichbar entscheidungsfä-
hig wie 18-Jährige.

CDU-MITGLIED

Du bist der Meinung, dass Jugendliche erst mit 18 wäh-
len sollen. Bis dahin können sie die Zeit nutzen, um 
Demokratie an der Schule oder im Jugendparlament 
einzuüben. Schließlich gehört neben der Kenntnis von 
politischen Programmen auch eine Orientierung im 
richtigen Leben dazu. Die weitaus meisten Jugendli-
chen leben aber noch im Elternhaus. Außerdem sind 
Jugendliche noch nicht geschäftsfähig. So müssen sie 
z. B. beim Handykauf noch von einem Erwachsenen an 
die Hand genommen werden.  Daher fi ndest du, dass 
das Gleichgewicht zwischen Rechten und Pfl ichten bei 
einem Wahlrecht ab 16 gestört ist.

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN, JUGENDPOLITISCHE 
SPRECHERIN

Du betrachtest das Wahlrecht ab 16 als Herausforde-
rung für die politischen Parteien und als Chance, Ju-
gendliche für Politik zu interessieren. Schließlich geht 
es dabei um ihre Zukunft, z. B. bei Entscheidungen 
über Energiefragen oder der sozialen Grundsicherung. 
Mit einer echten Beteiligung an Wahlen würde das In-
teresse Jugendlicher an Politik gestärkt und die Identi-
fi kation mit der Demokratie erhöht. Deine Partei kann 
auf einen höheren politischen Zuspruch hoffen, da die 
Zustimmung für grüne Positionen unter Jugendlichen 
besonders hoch ist. 

FDP-LANDTAGSABGEORDNETER (S-H)

Die Diskussion um das Wahlalter zeigt, wie wertvoll das 
Wahlrecht ist, aber auch, mit wie viel Verantwortung 
das Wahlrecht verbunden ist. Es ist nicht verständlich, 
warum jemand zwar ein Gesetzgebungsorgan mitwäh-
len, aber nicht frei entscheiden darf, ob er bei seinen 
Eltern wohnen will oder einen Kreditvertrag unter-
schreibt. Wer nicht volljährig ist, unterliegt grundsätz-
lich dem Jugendstrafrecht. Dieses geht mit Heranwach-
senden und Jugendlichen in anderer Art und Weise um 
als das Erwachsenenstrafrecht. Dies geschieht gerade 
auch deswegen, weil sich Minderjährige der Auswirkun-
gen ihres Tuns nicht immer voll bewusst sind.

JUNGWÄHLER

Bereits mit 14 müssen sich Jugendliche strafrechtlich 
verantworten, auch entscheiden sie über ihre Religi-
onszughörigkeit. In Vereinen und Feuerwehren über-
nehmen sie verantwortungsvolle Aufgaben. Mit 16 Jah-
ren kann man mit Zustimmung der Eltern heiraten. 
Jugendliche suchen sich einen Ausbildungsbetrieb und 
tragen zur Altersversorgung der Rentner bei. Sie zah-
len Steuern und sie dürfen ein Testament machen. Und 
Vertreter in der Schule wählen sie schon lange. Wer Ju-
gendliche nicht mit 16 wählen lässt, macht sich poli-
tisch unglaubwürdig, weil er sie und ihre Interessen 
nicht ernst nimmt. Umfragen zeigen, dass Jugendliche 
keineswegs radikale Parteien mit einfachen Lösungen 
bevorzugen. Außerdem müssen Erwachsene vor dem 
Wahltag auch nicht zum Intelligenztest.

FACHARBEITERIN, 47 JAHRE

Jugendliche sind noch gar nicht in der Lage, die Wir-
kung von politischen Entscheidungen zu begreifen. 
Nehmen wir die Rente mit 67: Die tritt doch erst 2029 
vollständig in Kraft. Untersuchungen zum Medienkon-
sum belegen, dass Jugendliche überwiegend Privat-
fernsehen konsumieren und kaum einer täglich eine 
seriöse Nachrichtensendung schaut. 
Die Zurückhaltung ist auch in Ordnung, schließlich 
kommt der Ernst des Erwachsenenlebens früh ge-
nug. Aber Rechte und Pfl ichten müssen sich die Waa-
ge halten. Nur wer für sich selbst die volle Verantwor-
tung trägt, darf auch über öffentliche Angelegenheiten 
mitbestimmen. Und: Gegen Politikverdrossenheit hilft 
nur eine Politik, die nicht abschreckend ist. Ein Jugend-
wahlrecht wäre da nur eine billige Lösung.
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